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Schalck in Peking: 
Kapitulation des Rechtsstaats 


Esistlängst kein Geheimnis mehr: die Bundesregierung pfeift 
auf die DDR-Vergangenheit, wenn es um Geld geht. 

Wie sonst ist wohl zu erklären, daß ausgerechnet Ex-Stasi- 
Oberst Schalck-Golodkowski heute ganz offiziell für die 
deutsche Wirtschaft in Peking verhandelt, ohne daß sich Bonn 
dazu äußert. Schalcks Erfahrungen im internationalen Waf- 
fenhandel machen ihn offenbar so unentbehrlich, daß der 
DDR-Devisenbeschaffer selbst von einem Gerichtstermin im 
Berliner Landgericht befreit wurde, um ihm „den Wiederein- 
tritt in das Berufsleben zu erleichtern“. Dort sollte pikanter- 
weise wegen illegaler Waffengeschäfte gegen ihn verhandelt 
werden. 

Der „Rechtsstaat“ kapituliert erneut. Dies ist um so skandalö- 
ser, da dieser „Rechtsstaat“ gleichzeitig die ehemalige Bun- 
destagsabgeordnete des NEUEN FORUM, Ingrid Köppe, 
„wegen Verdachts der Verletzung einer besonderen Geheim- 
haltungspflicht“ im Zusammenhang mit dem Schalck-Unter- 
suchungsausschuß verfolgt. 

Es werden wieder einmal die Opfer zu Tätern gemacht. Die 
deutsche Gesellschaft versäumt zum zweiten Mal in diesem 
Jahrhundert die Aufarbeitung der Geschichte. Das NEUE 
FORUM wird sich trotz alledem auch weiterhin für eine 
Wiedergutmachung für die Opfer stark machen und dem 
Klima des bequemen Verdrängens und Vergessens entgegen- 
wirken. 


Berlin, den 21.10.1995 


FÜR Das NEUE FORUM 
MICHAEL BAEHR, MATTHIAS BÜCHNER UND KAROLIN SCHUBERT 
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Diplomatie ja - Kasernenbesuch nein 


Aufforderung an Bundeskanzler 
Kohl, nicht die 196. Infanteriedivi- 
sion Chinas zu besuchen, sondern 
ein Lager politischer Gefangener 
nahe der Hafenstadt Tianjin: 


Bundeskanzler Kohl will am Diens- 
tag eine Kaserne der chinesischen 
Militärs besuchen, Wir fordern ihn 
auf, diese Verbeugung vor der Pekin- 
‚ger Führung und seiner Generalität zu 
unterlassen. Das Massaker vom Juni 
1989 auf dem „Platz des Himmli- 
schen Friedens“ ist nicht vergessen 
und nicht vergeben. Li Peng ist nach 
wie vor Premierminister, er wrägt die 
volle Verantwortung für die Bluttat 
undalle Menschenrechtsverletzungen 
bis zum heutigen Tag. Es gibt keinen 
„kritischen Dialog“ mit Tyrannen, der 
die Demokratie befördern könnte; 
nicht in Peking, nicht in Teheran und 
nicht in Pale. Dabei bejahen wir harte 
Verhandlungen und nützliche Verträ- 
ge, wenn sie ermöglichen, die Isolati- 
‚on der Bevölkerung in den Diktatur- 
staaten zu verringern. Aus der DDR- 
Zeit wissen wir, daß jeder mutige 
Journalist oder Politiker etwas errei- 
chen kann, wenn cr mit realistischer 
Berichterstattung oder couragierter 
Gesprächsführung kulturelle, politi- 


sche, ökologische und ökonomische 
„Knackpunkte“ behandelt. Einmi- 
schung erwünscht und erforderlich - 
so kommentierte Heinrich Böll die 
stets wiederkehrende Floskel der 
„Nichteinmischung in innere Angele- 
‚genheiten“. Die deutsche Regierungs- 
delegation besuchteinen Staat, indem 
es ein Gulagsystem gibt und eine 
„Volksbefreiungsarmee“, die im Juni 
1989 auf Befehl der Partei- und Staats- 
führung gegen unbewaffnete Studen- 
ten vorging. Es gab viele Tote und 
ungezählte Verhaftungen. Was will 
der demokratisch gewählte Kanzler 
der Bundesrepublik Deutschland in 
der Kaserne der 196. Infanteriedivisi- 
‚on Chinas? Es gibt eine Grenze, die 
nicht überschritten werden darf. 
Wenn doch, möchten wir an den 
Wechsel der Zeiten erinnern und an 
das Gedächtnis der politischen Häft- 
linge in einem stacheldrahtumzäun- 
ten Lager nahe der Hafenstadt Tian- 
jin. Sie werden nicht vergessen, wer 
am kommenden Dienstag wem die 
Handgabin ihrerunmittelbaren Nähe. 


Berlin, 12.11.95 
BÄRBEL BOHLEr, JÜRGEN Fuchs, FREYA 
KuIER, SEBASTIAN PFLUGBEI, CHRISTI- 
AN TIETZE, MARIANNE TIETZE, RALPH 
GIORDANO 


Liebe Bärbel, 


hier der Hinweis auf ein lesenswertes 
aktuell-Buch bei rororo. Mit unserer 
Erklärung haben haben wir zwar 
nichts bewirkt, jedoch mit dem Nen- 
nen des Namens der Hafenstadt Tian- 
Jin (Kohl-Kasernenort) etwas berührt, 
was auch bei Wei Jingsheng eine Rol- 
le spielt: Als er nach 14 Jahren Haft 
sieben Monate draußen ist, wird er 
aufgefordert, Peking zu verlassen, 
weil ein US-Minister kommt. 


Womuß erhin? nach Tianjin, siehe S. 
89/90. Auf der Rückfahrt wirder- wie 
geplant -am 1.4.94kurz vorder Stadt- 
grenze Peking verhaftet! Seitdem 
fehlt jede Spur von ihm ... 


Die Böll-Stftung hat unseren Aufruf 
(zusammen mit einem Brief an die 
nigerianischen Militärs, um das To- 
desurteil gegen Ken Saro-Wiwa zu 
verhindern) verbreitet. 


9.12.95 
JURGEN Fuchs 


an Bärbel Bohley 


Das empfohlene Buch: 


“Ob China zusammenbricht, demokratisch wird oder zur Großmacht aufsteigt, das darf die Welt nicht kalt 
hassen. Wer heute allzu kurzsichtig auf schnellen Gewinn im Handel mit China setzt, könnte zukünftig einen weit 
höheren politischen Preis zu entrichten haben.” 


Solche Äußerungen haben den prominentesten Menschenrechtler Chinas, Wei Jingsheng, erneut die Freiheit 
gekostet. 


Erst im September 1993 nach mehr. als vierzehnjähriger Haft entlassen, wurde Wei am 1. April 1994 von 
chinesischen Sicherheitskräften verschleppt. Seitdem fehlt jedes Lebenszeichen von ihm. 


Dieser Band, herausgegeben u.a. von Weis Schwester Shan Shan, enthält die wichtigsten Texte Wei Jngshenze, 


er zeichnet die Lebensgeschichte des Dissidenten nach, informiertüber die Menschenrechtssitvation inChina und 
dokumentiert den weltweit lauter werdenden Ruf zahlreicher Künstler, Wissenschaftler und Politiker nach Weis 


Freilassung. 
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Politische Gefangene in Usbekistan 
‚Aufruf zum Besuch desusbekischen Kerim Ismailow, Chusnutin Kut- humasow, Mirobid Mirmachmu- 


Präsidenten Karimow am 15. und 
16.11.1995 inder Bundesrepublik 


Um zu verhindern, daß sich, wie 1993 
der Bundeskanzler, hohe Repräsen- 
tanten der Bundesrepublik mit dem 
usbekischen Diktator Karimow tref- 
fen, ohne daß die Öffentlichkeit in 
ausreichender Form davon unterrich- 
tet ist und ohne daß die demokrati- 
schen Grundrechte für die Bürger Us- 
bekistans nachdrücklich und öffent- 
lich eingefordert werden, weisen wir 
auf achtundvierzig politische Gefan- 
gene hin, die seit 1992/93 in usbeki- 
schen Gefängnissen sitzen und Folte- 
rungen ausgesetzt sind. 


Safar Begdshan, Dichter, aktiv in der 
Oppositionspartei “ERK”, 1993 zu 3 
Jahren verurteilt; 

Rashit Begdshanow, Bruderdes Vor- 
sitzenden der Oppositionspartei 
“ERK”, 1995 zu 5 Jahren Haft verur- 
teilt; 

Nemat Achmedow, Shafkat Chalba- 
jew, Shafkat Mamatow, Chaschim 
Suwanow, Erkin Ashurow, Murad 
Dshurajew, wegen antistaatlicher 
Propaganda 1995 zu 6 bis 12 Jahren 
verurteilt, Dshurajew war Parlaments- 
abgeordneter der “ERK” vor ihrem 
Verbot; 

Chamedullah Junussow, Mitglied 
von “ERK”, 1992 verurteilt zu 4 Jah- 
ren; 

Gaibnasar Koshtshanow, 1. Sekre- 
tär der “ERK” im Gebiet Urgentsch, 
1994 zu 3 Jahren verurteilt, 
Chamedullah Baltabajew, las auf 
der Sıraße die Zeitung der Oppositi- 
onspartei, 1992 zu 4 Jahren verurteilt; 
Samandar Kukhonow, Parlaments- 
abgeordneter, kritisierte den Präsi- 
denten, 1992 und 1994 zu 4 Jahren 
verurteilt; 

Abdullah Abdurasakow, 1992 we- 
gen Verbreitung staatsfeindlicher 
Zeitungen zu 4 Jahren verurteilt; 
Mamadali Machmudow, bekannter 
Schriftsteller, war Präsident des Kul- 
turfonds Usbekistans, 1994 zu 3 Jah- 
ren verurteilt; 


biddinow, Achmed Abdurassulow, 
Abdulla Baratow, MadaminMirsa- 
jakubow, Mitglieder der oppositio- 
nellen Organisation “Adolat”, 1993 
wegen Republikflucht zu 4 bis 12 
Jahren verurteilt; : 
Muhammad Radshab, Sadikdshan 
Atadshanow, Machmud Kenshajew, 
Rafigdshan Gafurow, Bachram 
Wahabow, Melikusi Tuitshijew, 
Abdullah Hafurow, Achmadshan Ji- 
gitalijew, 1994 und 95 angeblich we- 
‚gen Rauschgift- und Waffenbesitz, in 
Wahrheit wegen religiöser Betätigung 
zu 2 bis 14 Jahren verurteilt; 
Abdurashid Kutbidinow, Mitglied 
der Oppositionsbewegung “Birlik”, 
seit 1995 in Haft, 

Abdulla Utajew, Abduwali Kari 
Mirsojew, Ramasan Matkerimow, 
Führer einer religiösen Vereinigung, 
Utajew seit 1992, die beiden anderen 
seit August 1995 verschollen; 
Mamutow Gulamkodir, Abduwali 
Egamberdijew, Kamalchan Kori, Ka- 
dirshan Kori, Mullah Shachimardan, 
Mullah Shaleliddin, 1995 angeblich 
wegen Rauschgift-und Waffenbesitz, 
in Wahrheit wegen Bekenntnis zum 
Islam inhaftiert. Kamalchan Kori 
wurde gefoltert und von Mithäftlin- 
gen vergewaltigt, 

Umarchan Busrikchanow, Imam der 
Dshameh-Moschee und Achmadshan 
Atachanow, arbeitete in der Atau- 
lachan-Moschee, beide seit 1994 in 
Untersuchungshaft, 

Abdullah Machmudow, Gulamds- 
han Sarimsakow, Mohammednebi 
Mirkamilow, Muhammedlatif Ds- 


7 Briefe ans NEUE FORUM 


© Das Robert-Havemann-Archiy plant für 1996 die Herausgabe einer Doku- 


dow, Abdusattor Muslimow, Si- 
jowutdin Dshachangirow, Führer 
der religiösen Bewegung “Mowaran- 
nakhr”, 1994 zu 4 bis 7 Jahren verur- 
teilt, 

Abdugani Otshilow, Mitarbeiter des 
usbekischen Kulturfonds, verbreitete 
die Parteizeitung der “ERK”, 1994 zu 
3 Jahren verurteilt; 

Safar Aminow, aktives Mitglied der 
Partei “ERK”, 1993 wegen Verbrei- 
tung dir Parteizeitung zu 3 Jahren 
verurteilt. 


Wir fordern die unverzügliche Frei- 
lassung dieser Häftlinge! Doch die 
Liste der Verhafteten, Verurteilten 
und plötzlich Verschollenen istlängst 
nicht vollständig! Viele haben Angst, 
Informationen über ihre verhafteten 
‚Angehörigen weiterzugeben. Wir for- 
dern, daß sich die Bundesregierung 
mit Nachdruck für die Freilassung 
aller politischer Gefangenen und die 
Einhaltung der Menschenrechte in 
Usbekistan einsetzt! Besonders nach 
den Erfahrungen von 1989 (China) 
und 1994 (Tschetschenien) sollte die 
Bundesregierung die Schlußfolge- 
rung ziehen, daß die Menschenrechte 
an erster Stelle stehen! 


Berlin, den 6. 11. 1995 


BärBEL BoHLEY, EKKEHARD MAAß, 
‚KaTJa HAVEMANN, ULRIKE POPPE, LUD- 
WIG MEHLHORN, RUDOLF BAHRO, EIKE 
ERB, HANNES SCHWENGER, WOLF BIER- 
MANN, JURGEN Fuchs, GoGı TsouLv- 
KIDSE, GIWI MARGWELASCHWILI 


% mentation von Briefen ans NEUE FORUM in der Zeit von September 1989 e 


4 bis März 1990. 


s und Mitglieder dos NEUEN FORUM, die noch alte, 
riefe besitzen, sollten diese dem Robert-Havemann-Archiv zur Ver! 
% gung stellen und sich an Tina Krone wenden. 

° Roberı-Havemann-Archiv, Schliemannstr. 23, 10437 Berlin, fon: 
(030) 446 503 03, fax: (030) 446 50 305 (NEU!, 


tteilenswerte 
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Die postkommunistischen Staaten Südosteuropas: 
Zwischen Demokratie und Resignation (1. Teil) 


Detlef W. Stein unternahm 

als Arbeitsgruppenleiter des 
FAcHForUM SÜDOSTEUROPA im 
NEUEN FORUM eine 
fünfwöchige Informationsreise im 
Oktober/November 1995 durch 
Rumänien, Bulgarien und 
Makedonien. Er führte 
Gespräche mit Repräsentanten 
der unterschiedlichsten Parteien, 
Bürgerrechtsbewegungen und 
Vertretern von 
Religionsgemeinschaften. 

Die gesellschaftspolitischen 
Transformationsprozesse in 
diesen postkommunistischen 
Staaten gehen insgesamt leider 
nicht in dem Tempo voran, wie es 
sich die Mehrheit der Bevölke- 
rung in diesen Ländern vorstellt. 


1. RUMÄNIEN 


Die Gesprächspartner in Bukarest, 
wie zum Beispiel die Vorsitzende der 
Bürgerrechtsbewegung Alianta Civi- 
ca, Frau Ana Blandiana oder auch der 
stellvertretende Vorsitzende der So- 
zialdemokratischen Partei Herr Con- 
stantin Avramescu äußerten sich sehr 
kritisch zur derzeitigen rumänischen 
Regierungspolitik, u.a. zum Privati- 
sierungsprozeß oder zur öffentlichen 
Diskussion der Vergangenheitsaufar- 
beitung der kommunistischen Dikta- 
tur. 

Dieehemalige kommunistische Par- 
tei, die sich zur Zeit Partei der sozia- 
len Demokratie nennt, hat nach einer 
scharfen politischen Auseinanderset- 
zung mitderradikal-nationalistischen 
Partei Romania Mare die Zusammen- 
arbeit mit dieser Partei im Parlament 
im September diesen Jahres aufge- 
kündigt (Anti-Illiescu Artikel des 
Vorsitzenden Vadim Tudor). Jetzt 
regieren die Ex-Kommunisten nur 
noch mit zwei weiteren kleinen natio- 
nalistischen Parteien und bilden eine 
Minderheitsregierung. Ein Zustand, 


der eventuell vorzeitige Neuwahlen 
notwendig machen könnte. 
Antisemitismus und vor allem eine 
Politik gegen die ungarische Minder- 
heit werden in unverminderter Stärke 
von den kleineren an der Regierung 
beteiligten Parteien tagtäglich artiku- 
liert. Ein Zustand, den der neue Chef- 
rabbiner und viele ungarischen Politi- 
ker mit Unbehagen verfolgen. 

Die Allianz zwischen der Sozialde- 
mokratischen Partei und der Demo- 
kratischen Partei von Petre Roman 
vor einigen Wochen, sichert eine ge- 
meinsame Wahlliste bei den im näch- 
sten Herbst stattfindenden Wahlen. 
Ein Zusammenschluß beider Parteien 
in der Zukunft schloß der stellvertre- 
tende Vorsitzende der Sozialdemo- 
kratischen Partei, Herr Avramescu 
nicht aus. Die Reformkommunisten 
derRoman-Partei würdensomiteinen 
wichtigen politischen Schachzug ma- 
chen, denn im Gegensatz zum kleine- 
ren Partner ist diese Partei noch nicht 
Mitglied der Sozialistischen Interna- 
tionale. Ein Traum der Regierungs- 
partei, der soschnell nicht erfüllt wird 
und wie ich hoffe, in den nächsten 
zehn Jahren nicht zur Durchführung 
kommen sollte, da niemand weiß in 
welcher politischen Richtung sich 
diese ehemaligekommunistische Par- 
tei entwickelt. Dasselbe gilt natürlich 
auch für die übrigenchemaligen “Bru- 
derparteien” inden ost-und südosteu- 
ropäischen Ländern, vor allem für 
jene auf dem Balkan. 

- Die Innerethnischen Spannungen 
haben sich nach der Verabschiedung 
des neuen Schulgesetzes im Juni die- 
sen Jahres leider nicht verbessert. Vor 
allem die ungarische Bevölkerung 
(ca. 1,8 Millionen Bürger der ca. 23 
Millionen Einwohner) sind nicht zu- 
frieden, da viele Hauptfächer, wie 
Geschichte, Geographie usw. nur in 
Rumänisch gelehrt werden dürfenund 
damit die Angst besteht, daß aus- 
schließlich die rumänische Interpre- 
tation der Geschichte des Landes zur 
‚Anwendung kommt. 

- Der oppositionelle Verband De- 


mokratische Konvention mit dem 
Vorsitzenden Constantinescu hat lei- 
der nicht die Möglichkeit, seinen ei- 
‚genen politischen Standpunkt in der 
Öffentlichkeit im selben Maß wie die 
Regierungsparteien zu vertreten, da 
die sogenannten Sozialisten von 
Illiescu’s Partei alle Medien kontrol- 
lieren und sich das vielfältige politi- 
sche Pressewesen der oppositionellen 
Parteien und Bewegungen auf die 
Hauptstadt Bukarest beschränkt. Dar- 
über hinaus haben die Spannungen 
innerhalb dieses Oppositionsbündnis- 
ses in den letzten Monaten nicht abge- 
nommen. Die Demokratische Konven- 
tion hat ihre Chance als eine wirkliche 
Alternative zur Regierungspartei von 
der Bevölkerung wahrgenommen zu 
werden gegenwärtig verspielt. Nach 
dem Tod des einzigen charismati- 
schen Oppositionspolitikers Cunescu 
vor einigen Wochen wird es dieses 
Bündnis sehr schwer haben, seinen 
politischen Einfluß in der Gesell- 
schaft zu sichern. 

- Die Aufarbeitung der Geschichte 
des Kommunismus liegt in den Hän- 
den von ehemaligen KP-Funktionä- 
ren, die sich vor zwei Jahren in Buka- 
restzusammenfanden und das Institut 
für Totalitarismusforschung mit staat- 
lichen Geldern eröffneten. 


“ Dieursprüngliche Ideckam allerdings 


von der Bürgerrechtsbewegung Ali- 
anta Civica und ihren politischen 
Aktivisten um die Schriftstellerin Ana 
Blandiana. Doch im Gegensatz zu 
den exkommunistischen Funktionä- 
zen können sie nicht darauf bauen, 
entsprechende finanzielle oder mate- 
rielle Unterstützungen von seiten des 
Staates zu bekommen. Und das von 
ihnen geplante Memorial-Projekt für 
die Opfer des kommunistischen Re- 
Pressionsapparats in der nordrumäni- 
schen Stadt Sighet kann nicht weiter- 
geführt werden, da die von der EU 
bestätigten Finanzen immer noch 
nicht am Bestimmungsort angekom- 
men sind. So wird wertvolle Zeit ver- 
loren, die die Kommunisten natürlich 
nutzen und ihre Interpretation der sta- 
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linistischen und kommunistischen 
Epoche verkünden. 

Hier sollten die von Westeuropa ge- 
machten Zusicherungen für den Auf- 
bau des Sighet-Projektes auch einge- 
halten werden, um eine wahrhaftige 
Aufarbeitung der Nachkriegsge- 
schichte zu gewährleisten und die 
Demokratisierung in Rumänien zu 
forcieren. 


1. BULGARIEN 


Die Kommunalwahlen 


Die am 29. Oktober 1995 in Bulgarien 
abgehaltenen Kommunalwahlen ha- 
ben keine Überraschungen gebracht. 
Man erwartete allgemein ein ähnli- 
‚ches Ergebnis wie bei den Parlaments- 
wahlen im Dezember 1994. 

Die größte Partei des Landes, die ex- 
kommunistische Bulgarische Soziali- 
stische Partei mit ca. 330.000 Mit- 
gliedern und dem aus der sozialisti- 
schen Zeit herübergeretteten finanzi- 
ellen Vermögen und alten bewährten 
Strukturen ließen den größten demo- 
kratischen Oppositionsbündnissen 
Union der Demokratischen Kräfte 
(UDK)unddem Volksbundkaum eine 
Chance. 

Um allein die gewaltige personelle 
und finanzielle Grundlage der BSP 
verstehen zu können, möchte ich hier 
einige Zahlen nennen: 

Nach den Untersuchungsergebnissen 
des Nationalen Zentrums für Mei- 
nungsforschung in Sofia sind 40% der 
BSP-Mitglieder Geschäftsleute, die 
Firmen besitzen und mindestens 10 
Arbeitnehmer beschäftigen, ca. 52% 
sind Rentner und haben sich ihrekom- 
munistischen Überzeugungen von ei- 
nem Leben ohne Marktwirtschaft be- 
wahrt (sogenannte “rote Großmüt- 
ter”), 17% gehören zur Altersgruppe 
bis zu 44 Jahren und nur 5,8% der 
Mitglieder sind unter 34 Jahre alt. 
Vor allem die Rentner sind an dieser 
Stelle hervorzuheben, da sie maßgeb- 
lich an der Vorbereitung der Wahlen 
beteiligt waren und ihre Stimme in 
jedem Fall für die BSP abgaben. 

Es war also niemand in Bulgarien 
überrascht, daß diese Partei die abso- 
lute Mehrheit der Bürgermeisteräm- 
ter gewann. Insgesamt wurden fol- 


gende, noch vorläufige, Wahlergeb- 
nisse bekannt gegeben: BSP - 40%, 
UDK - 26%, Volksbund - 10%, BRF- 
9%, andere - 15%. 

Die Wahlbeteiligung lag mit 60% im 
Gegensatz zum Dezember 1994 von 
84% deutlich niedriger. 

Im Vergleich der Wahlergebnisse zu 
jenen vor einem Jahr ist zu konstatie- 
en, daß die BSP auf Grund der gerin- 
geren Wahlbeteiligung ca. 600.000 
Stimmen an die oppositionellen 
Bündnisse abgeben mußte (vor allem 
an den Volksbund). 

Die UDK, als die größte Oppositions- 
kraft des Landes stellt in folgenden 
Großstädten die Bürgermeister: In der 
Hauptstadt Sofia, Gabrovo, Varna, 
Plovdiv und Stara Zagora. 


Enttäuschung über den 
Westen 


In Gesprächen mit führenden Reprä- 
sentanten der Opposition erfahre ich 
seit Jahren, daß die Politiker über die 
Haltung der westeuropäischen Staa- 
ten enttäuscht sind, denn diese pfle- 
gen vor allem Kontakte zu den ex- 
kommunistischen Parteien und inter- 
essieren sich nur am Rande für die 
demokratische Opposition. Das gilt 
im gleichen Umfang für Rumänien. 
Sollte sich der Grad der politischen 
Interessiertheit und der damit verbun- 
denen Unterstützung für die wahren 
Demokraten in diesen Staaten von 
westeuropäischer und natürlich auch 
deutscher Seite nicht ändern, besteht 
die Gefahr, daß Westeuropa mit den 
Regierenden von morgen keine gefe- 
stigte Grundlage für künfiige zwi- 
schenstaatliche Kooperationen besit- 
zen wird. 

Westeuropa muß sich hier auch fra- 
‚gen lassen, nach welcher Moral und 
Ethik in den postkommunistischen 
Staaten Politik gemacht wird. Eskann 
doch nicht sein, daß zum Beispiel in 
Deutschland versucht wird die PDS, 
die ebenso eine exkommunistische 
Partei ist, wie ihre Bruderparteien in 
den ehemaligen sozialistischen Län- 
dern, vom deutschen Verfassungs- 
schutz beobachten zu lassen und auf 
der anderen Seite genau mit jenen 
Nachfolgeparteien der Kommunisten 
in Ost- und Südosteuropa zusammen- 


zuarbeiten! Das spricht auf keinen 
Fall die PDS von ihrer Verantwort- 
lichkeit für die Verbrechen in der 
DDR frei. 

Diese janusköpfige Politik Westeuro- 
pas ist eine Verhöhnung von Millio- 
nen Opfer der kommunistischen Dik- 
tatur in diesen Staaten! 


Markus Wolf in Sofia 


‚Auf dieser Linie liegt auch die Einla- 
dung seitens einer der BSP naheste- 
henden Suftung an den ehemaligen 
Stasi-General Markus Wolf im Juni 
diesen Jahres in Sofia. Sein Freund 
‚Angel Wagenstein von der BSP mo- 
derierte eine im geschlossenen Kreis 
von Kommunisten gehaltene Diskus- 
sion zur Aufarbeitung der Stasi-Pro- 
blematik in Deutschland. Wolf konn- 
te des weiteren zur besten Sendezeit 
im Ersten Programm des Bulgari- 
schen Fernsehen seinen Standpunkt 
über diese Problematik und seinen 
eigenen Prozeß in gewohnt populisti- 
scher Art und Weise verlautbaren. 
Diese Möglichkeiten verwundern 
nicht, da die sogenannten Sozialisten 
in Bulgarien das Meinungsmonopol 
besitzen und auch die Privatsender 
durch ihre zuverlässigen Genossen 
kontrollieren. 

Diese Veranstaltung war meiner Mei- 
nung nach, eine gezielte Reaktion auf 
den Besuch von Herr Gauck und 
Herrn Eppelmann im April diesen 
Jahres in Sofia, auf der beide die gro- 
Ben Erfolge desbürgernahen Zugangs 
zu dem Machtwissen des führenden 
Repressionsapparats in der DDR, der 
Staatssicherheit der hiesigen Kom- 
munistischen Partei, hervorgehoben 
hatten. 


BSP blockiert 
Aufarbeitung 


Einen speziellen “Beitrag” zur Aufar- 
beitung der kommunistischen Ge- 
schichte in Bulgarien leistete sich die 
BSP nach ihren Wahlsieg im Januar 
diesen Jahres: Die seit vier Jahren 
arbeitende Untersuchungskommissi- 
‚on zur Aufdeckung von Stasikontak- 
ten der Parlamentarier mußte umge- 
henddie Arbeiteinstellen! Eine gene- 
relle Kassation der Urteile der soge- 
nannten “Volksgerichte”, die nach 
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dem kommunistischen Staatsstreich 
am 9. September 1944 Tausende De- 
mokraten töten. bzw. viele Jahre in 
Lager einsperren ließen wird es nach 
den Worten des Justizministers Mla- 
den Schervenjakov nicht geben. Na- 
türlich waren unter den Verurteilten 
auch Verbrecher, doch nach Aussage 
des Vorsitzenden des Verbandes Isti- 
na, Prof. Dr. Georgi Markow waren 
die Menschen zu 90 Prozent zu Un- 
recht verurteilt worden. Der Justizmi- 
nister: “Die Kassation der Urteile 
kann individuell erfolgen. Bei positi- 
ven Ausgang ist es möglich das da- 
mals verstaatlichte Eigentum an die 
Besitzer zurückzugeben.” Doch viele 
Opfer haben bis heute noch nicht ein- 
mal ihr Urteil in der Hand! 

Zu den Strafverfahren gegen chema- 
lige BKP-Funktionäre: “Es sind in 
Bulgarien keine speziellen Strafver- 
fahren gegen die ehemaligen KP- 
Funktionäre vorgesehen. Doch im 
Einzelfall können wir auf Grund un- 
seres Strafgesetzbucheseine Anklage 
gegen chemalige Regierungsmitglie- 
der erheben. Zur Zeit laufen Prozesse 
gegen ehemalige Regierungsmitglie- 
der, dabei geht es um die damals 
gewährten finanziellen und materiel- 
len Hilfen an Entwicklungsländer 
(Korruptionsverdacht, Unterschla- 


gung, D.S.). Es gibt zwei Gruppen 
von Angeklagten. Auf der einen Seite 
ehemalige KP-Funktionäre und auf 
der anderen Regierungsmitglieder. 
Insgesamt sindes 30 Angeklagte. Wir 
erwarten, daß es eine lange Zeit dau- 
ern wird, bevoreszu Urteilsverkündi- 
gungen kommen wird. Außerdem be- 
steht die Möglichkeit, daß die Ankla- 
geerhebungen erneut geprüft werden 
könnten und es letztendlich zur Kas- 
sation kommt.” n 
Außenpolitik und 
ökonomische Daten 

Die Außenpolitik der jetzigen BSP- 
Regierung orientiertsich immermehr 
nach Rußland und tendenziell gegen 
Westeuropa, trotz anders lautender 
offizieller Statements. Ausgerechnet 
russische Technik zur Behebung von 
Sicherheitsmängeln am AKW Koslo- 
duj soll in den nächsten Monaten 
‚Abhilfe schaffen. 

Abgesehen davon, daß man die Kern- 
kraft ohnehin nicht in einem so dicht- 
besiedelten Gebiet wie Südosteuropa 
forcieren sollte und die bestehende 
Technik mittelfristig abgebaut wer- 
den müßte, setzt die bulgarische Re- 
gierung auf Technikimport aus russi- 
schen Beständen, die nach Einschät- 
zung international renommierter 
Fachleute nurteilweise sosicher funk- 
tioniert, wie die entsprechende Tech- 
nik aus Westeuropa. Außerdem baut 
Rußland in dennächsten Monaten das 
zweite AKW ander Donauauf. Ande- 
re Beispiele für diesen Weg sind ent- 
sprechende zwischenstaatliche Ab- 
kommen zur Lieferung von Erdgas, 
Erdöl und modemer Waffentechnik 
aus Rußland. 

Einige ökonomische Daten, um die 
derzeitigen Probleme in der bulgari- 
sche Wirtschaftkurz zucharakterisie- 
ren: 

- Die ausländischen Investitionen be- 
tragen seit 1989 ca. 750 Millionen 
US-Dollar, im Vergleich: Rumänien 
(1,5 Milliarden $) und Ungam (8,5 
Milliarden $). 

- Der Zinssatz fiel von 90 % im vori- 
gen Jahr auf gegenwärtige 40%. 

- Von ca. 4.000 Staatsbetrieben sind 
bis jetzt nur 300 privatisiert worden. 
Die Massenprivatisierung nach tsche- 
chischen Vorbild läuft in diesen Ta- 


‚gen an, doch ist es unwahrscheinlich, 
daß der tschechische Erfolg in Bulga- 
rien wiederholt werden kann, denn zu. 
viele Unternehmen sind in einem 
schlechten technischen Zustand. 
Seit Oktober werden dieListen der zu 
privatisierenden Unternehmen veröf- 
fentlicht (ca. 1.700 Betriebe). Das 
Gesetz sieht vor, daß zwischen 25- 
90% eines Betriebes privatisiert wer- 
den kann. 

-Nach Worten des Industrieministers 
Kliment Wutschev ist die Industrie- 
produktion seit 1989 durchschnittlich 
um ca. 60% zurückgegangen. 

- Der Durchschnittslohn liegt in Bul- 
garien zur Zeit bei 150 DM. Diese 
Summe wird nur noch von Serbien, 
Rumänien und Albanien unterschrit- 
ten. 


Schisma und 
Präsidentenwahl 


Das seit 1990 existierende Schisma 
der Bulgarischen orthodoxen Kirche 
ist immer noch nicht beendet, doch 
zeichnet sich in den letzten Monaten 
Gesprächsbereitschaft zwischen bei- 
den Heiligen Synoden an. 

Und in Anbetracht der Neuwahlen des 
Nachfolgers von Patriarch Maxim im 
nächsten Jahr, könnte es sogar zu ei- 
ner begrüßenswerten Wiedervereini- 
gung kommen, denn in der über 
1.100jährigen Geschichte der Bulga- 
risch orthodoxen Kirche wäre es fatal 
dieses Schisma weiter aufrechtzuer- 
halten. Als Nachfolger des Patriar- 
chen hat der Metropolit Simeon, der- 
zeit zuständig für Mittel- und West- 
europa die größten Chancen. 
Übrigens hat der Präsidentschafts- 
wahlkampf 1996 schon begonnen, 
denn der jetzige Präsident, Herr Dr. 
Shelju Shelev hat seine erneute Kan- 
didatur vor einigen Wochen bekannt 
gegeben. Er wird dabei vom antikom- 
munistischen Volksbund unterstützt. 
Die Union der Demokratischen Kräf- 
te wird ihrerseits den Präsident- 
schaftskandidaten im Februar 1996 
auf ihrer nationalen Konferenz küren. 


Fortsetzung folgt 


DerLer W. Stem 
NEUES FORUM Berlin 
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Gethsemane-Spendengelder 


Die restlichen der im Herbst 1989 bei der Mahnwache in 
der Gethsemanekirche gesammelten Spenden wurden jetzt 
Rechtshilfeorganisationen in Nigeria und Rußland zur 
Verfügung gestellt. Das hatten am 13. September 1995, 
nach dreimonatigem Entscheidungsfindungsprozeß, 
hauptsächlich VertreterInnen der ehemals in der Gethse- 
manekirche wirkenden Kontakt-Telefon-Gruppe* be- 
schlossen. Vom Neuen Forum waren Dankwart Kirchner 
und Bärbel Bohley in die Entscheidungsfindung einbezo- 
gen worden. Personen aus der Umweltbibliothek, der 
Kirche von unten, vom Gemeindekirchenrat der Gethse- 
manekirchgemeinde und vom Stadtjugendpfarramt Berlin 
sowie ehemalige Mitglieder der Mahnwache wurden über 
den Vorschlag in Kenntnis gesetzt. Bis zum festgelegten 
Stichtag, dem 28. September ‘95 gab eskeinerlei Einwän- 
de. 

Die Gelder waren damals während der Mahnwache gesam- 
melt worden, um Verhafteten Rechtshilfe zu gewähren 
und um die Demokratieentwicklung in der DDR zu unter- 
stützen. Durch die anhaltenden Proteste gegen die Polizei- 
übergriffemußten bekanntlich damals alle politisch Inhaf- 
tierten freigelassen und die Ermittlungsverfahren einge- 


Eklatanter Verstoß gegen 
Bürgerrechte 


Zur Bundesratsinitiative gegen Korruption erklärt 
der Bundesverband des NEUEN FORUM: 


Der Bundesrathat am Freitag, den 03.11.1995, eine Geset- 
zesinitiative zur Bekämpfung von Korruption beschlos- 
sen. Das Paragraphenwerk sieht unter anderem das Abhö- 
ren der Telefone von Verdächtigen und Strafverschärfun- 
gen vor. Damit wird von den großen Parteien erneut 
vergeblich versucht, mit symbolischer Gesetzgebung po- 
litische Kompetenz und Handlungsfähigkeit zu beweisen. 
Von Unions-geführten Ländern war nichts anderes zu 
erwarten. Es verwundert auch nicht, daß die SPD, allen 
voran die Berliner Justizsenatorin Peschel-Gutzeit, hilflos 
auf Ordnungspolitik setzt. Diese Mehrheitsbeschafferpar- 
tei hat sich weit vom einstigen Brandt’schen Credo „Mehr 
Demokratie wagen“ entfernt. 

Statt in der Repression das Allheilmittel für alle gesell- 
schaftlichen Probleme zu sehen, sollte man über effektive- 
re Maßnahmen nachdenken. Geändert werden sollten z.B. 
Strukturen deröffentlichen Ämter, in denen die Sumpfblü- 
te Korruption gedeihen kann. 

Das NEUE FORUM als originäre Bürgerrechtsbewegung 
verurteilt aufs schärfste die fortschreitende Aushebelung 
von Bürgerrechten und die schleichende Einführung des 
Großen Lauschangriffs in der Bundesrepublik. 


Berlin, den 06.11.1995 
FÜR DAS NEUE FORUM 
MıchAEL BAEHR, MATTWIAS BÜCHNER, KAROLIN SCHUBERT 


stellt werden. Noch am 12. Oktober 1989 war eine Min- 
destsumme von 40.000 DDR-Mark zur Begleichung von 
Rechtsanwaltskosten und Geldstrafen gegen vom DDR- 
Regime zu Unrecht kriminalisierten Menschen für not- 
wendig gehalten worden, wie im Berliner Matthias-Do- 
maschk-Archiv befindlichen Unterlagen zu entnchmen 
ist. Ganze Arbeitskollektive hatten damals gespendet, die 
Belegschaft des Berliner St.-Hedwigs-Krankenhauses z.B. 
2.500 Ostmark. 

Insgesamt waren laut Protokoll des Konsistoriums der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg vom 
18.07.1990 Spenden in Höhe von 215.896,62 DDR-Mark 
eingegangen. 169.100 Ost-Mark wurden im ersten Halb- 
jahr 1990 für humanitäre Rumänienhilfe (125.000 M) und 
Hilfe für die Kinder von Tschernobyl (40.000 M) ausgege- 
ben. Nach der Währungsunion standen noch 23.398,31 
DM zur Verfügung. 

Das aufeinem Konto bei der Bank für Kirche und Diakonie 
befindliche Geld war Ende 1995 durch Zinsen auf einen 
Betrag von 34.650,92 Mark angewachsen. Jeweils 
17.325,46 Mark sind Ende November 1995 auf Konten der 
Ogoni Community Association (OCA) und des Deutsch- 


ze a N 
Stellen- 


ausschreibung 


Der Bundesverband des NEUEN FORUM 
sucht zum 01.03.1996 eine Finanzexpertin 
bzw. einen Finanzexperten, die/der die 
Jahresabrechnung des Bundesverbandes für 
das Jahr 1995 aufHonorarbasis übernimmt. 
Die Jahresabrechnung muß den Anforderun- 
gen desParteiengesetzes genügen. Zur Tätig- 
keit gehört die ständige Zusammenarbeit mit 
der vom Bundeskoordinierungsrat beauftrag- 
ten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. 
Einstellungsvoraussetzungen sind Buchhal- 
tungskenntnisse sowie Kenntnisse inden EDV- 
Programmen MS Excel bzw. Lotus 1-2-3 und 
MS Money. 

Bewerbungen sind bis zum 25.02.1996 un- 
ter Angabe der Höhe des Honorarwunsches 
an die Bundesgeschäflsstelle des NEUEN 
FORUM zu richten. (Adresse letzte Seite) 
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Russischen Austausches überwiesen 
worden. “ 

Bei einem Pressegespräch am 6. Ok- 
tober 1995, an dem auch der Vorsit- 
zende der Rechtsanwaltsvereinigung 
zur Verteidigung der Menschenrech- 
te, Juri M. Schmidt aus St. Petersburg, 
teilnahm, war die Entscheidung öf- 
fentlich gemacht worden. Die Spen- 
den sollen weiterhin zur Wahrung der 
Menschenrechte eingesetzt werden, 
sagte Marianne Birthler auf der Pres- 
sekonferenz. Am Rechtshilfeprojekt 
in Rußland sollen vor allem das Ko- 
mitee der Soldatenmütter (Einsatz für 
Wehrdienstverweigerer und Deser- 
teure) und die antistalinistische Ver- 
einigung Memorial” partizipieren. 
Die Ogoni Community Association 
vertritt die Interessen inhaftierter 
Ogoni, die sich gewaltfrei gegen die 
Zerstörung ihres Landes durch die 
nigerianische Militärdiktatur und den 
Shell-Konzern zur Wehr setzen. Nach 
der Ermordung von Ken Saro-Wiwa 


und acht weiteren Oppositionellen 
droht im Februar 1996 erneut 19 Op- 
positionellen einMilitärprozeß. Beim 
traditionellen Ogonitag am 4. Januar 
1996 erschossen niegeianische Si- 
cherheitskräfte sechs Ogoni, viele 
wurden verwundet, eine große An- 
zahl verhaftet, darunter Ledum Mitee, 
Präsident der MOSOP, der Selbstor- 
ganisation der Ogoni. Derzeit sind 
insgesamt 56 Ogoni inhaftiert. 


GEROLD HiItDEBRAND 


(*) Die Kontakttelefongruppe, bestehend 
aus Vertreter/innen Berliner oppositio- 
neller Basisgruppen war zuständig für 
den Informationsaustausch zwischen den 
Gruppen und hielt den Kontakt zu Journa- 
listen (Informationsweitergabe über Ver- 
anstaltungen, Verhaftungen, Mahnwa- 
chen, Demonstrationen ...). 

Es arbeiteten mit: 

Mario Albrecht (Freundeskreis Wehr- 
diensttotalverweigerer), Marianne 


Birthler (AK Solidarische Kirche, 
Stadtjugendpfarramt), Till Böttcher 
(Umweltbibliothek Berlin), Kerstin 
Drischner (AK homosexuelle Selbsthil- 
fe - Lesben in der Kirche), Werner 
Fischer (Initiative Frieden und Men- 
schenrechte), Jürgen Gementz (Frie- 
denskreis Gethsemane), Uwe Gott- 
schling (Freundeskreis Wehrdiensttotal- 
verweigerer), Gerold Hildebrand (Um- 
weltbibliothek Berlin), Margitta Hinze 
(Friedenskreis Weißensee), Dankwart 
Kirchner (Friedenskreis Gethsemane), 
Marinka Körzendörfer (AK homosexu- 
elle Selbsthilfe - Lesben in der Kirche), 
Uwe Kracusel (Friedenskreis Samari- 
ter), Klaus Kupler (Friedenskreis 
Weißensee), Gabi Listing (Friedens- 
kreis Immanuel, Konkrete Solidarität), 
Katrin Menge (Gruppe Wahlbeobach- 
tung), Ulrike Poppe (Frauen für den 
Frieden), Christoph Singelnstein (Frie- 
denskreis Golgatha), Reinhard Weiß- 
huhn (Initiative Frieden und Menschen- 
rechte), Harald Zientek (Friedenskreis 
Erlöser). 


Köppe an Herzog 


Als für die Bundesverdienstkreuz- 
verkleihung Vorgeschlagene 
sandte Ingrid Köppe am 4.10.95 
folgenen OFFENEN BRIEF an 
den Bundespräsidenten, Herrn 
Roman Herzog 

‚Sehr geehrter Herr Herzog, 


ineinem Schreiben vom 18.9.95 teilte 
mir die Ordenskanzlei des Bundes- 
präsidialamtes mit, daß Sie beabsich- 
tigen, mich am 3.10.1995 mit dem 
Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland auszuzeichnen. 

Dieser Brief erreichte mich in einer 
besonderen Situation: Ich stand noch 
ganz unter dem Eindruck der erst 
wenige Tage zuvor stattgefundenen 
Durchsuchung meiner Wohnung und 
der Beschlagnahmung persönlicher 
Unterlagen durch die Staatsanwalt- 
schaft Bonn und Staatsschutzbeamte 
des Berliner Landeskriminalamtes. 


Die Staatsanwaltschaft Bonn führt 
unter dem Aktenzeichen 60 Js 1102/ 
94 gegen mich ein Ermittlungsver- 
fahren „wegen Verdachts der Verlet- 
zung einer besonderen Geheimhal- 


tungspflicht“. Dabei geht es um das 
Bekanntwerden meines Abschluß- 
berichtes zum Untersuchungsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages 
zu Schalck-Golodkowski und dem 
KoKo-Imperium, 

Vielleicht verstehen Sie meine Ver- 
wunderung über so gegensätzliche 
Erfahrungen mit Vertretern des Staa- 
tes in so kurzer Zeit. Einerseits ver- 
dächtigt mich die Anwaltschaft des 
Staates, eine Straftäterin zu sein. An- 
dererseits wollen Sie, der oberste Re- 
präsentant des Staates, mich mit ei- 
nem Orden auszeichnen. 


Sie wollen „die Verdienste der Bür- 
gerrechtsbewegung von 1989 würdi- 
genund diejenigen, die mitihrer fried- 
lichen Revolution die Wende in der 
ehemaligen DDR bewirkt und voran- 
getrieben haben, in einer besonderen 
Ordensaktion würdigen“. 

Die Entwicklung seither ist teilweise 
jedoch den Zielen der Bürgerbewe- 
‚gung zuwider verlaufen, was mich an 
der realen Bedeutung unserer damali- 
gen Bemühungen sowie der Veran- 
lassung, diese jetzt mit einem Orden 


auszuzeichnen, zweifeln läßt. 


Die Bürgerbewegung von 1989 woll- 
te die Gesellschaft von Grund auf neu 
gestalten. Vorbedingung für eine 
Umgestaltung der Gesellschaft war 
für uns die Abschaffung des Füh- 
rungsanspruches der SED und die Be- 
seitigung der alten Repressionsappa- 
rate, besonders des Ministeriums für 
Staatssicherheit, dem „Schild und 
Schwert der Partei“. 

Wir waren der Überzeugung, daß ein 
Geheimdienst erst dann wirklich auf- 
gelöst und abgeschafft ist, wenn es 
nichts Geheimes um ihn mehr gibt, 
und forderten deshalb die vollständi- 
ge und schonungslose Offenlegung 
von Strukturen, Mitarbeitern und Ar- 
beitsweise des MfS. 

Ich habe an der Auflösung des MfS 
mitgewirkt und war auch nach 1989 
als Abgeordnete in der Ostberliner 
Stadtverordnetenversammlung sowie 
bis 1994 im Deutschen Bundestag mit 
der Stasi-Thematik befaßt. 

Unsere Hoffnungen auf eine vollstän- 
dige Offenlegung der Stasi-Vergan- 
genheit, auf eine politische und juri- 
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stische Aufarbeitung haben sich nicht 
erfüllt. Auch deshalb nicht, weil Be- 
hörden und Parteien der Bundesrepu- 
blik Deutschland dies mehrfach ver- 
hindert haben: 


- Während wir ab 1989 auf der Suche 
nach Einrichtungen des MfS, konspi- 
rativen Objekten und Tarnfirmen wa- 
ren und versuchten, die geheimen 
Strukturen der Stasi zu ergründen, um 
deren Weiterarbeit endgültig zu ver- 
hindern, hatten Geheimdienste der 
Bundesrepublik Deutschland längst 
konkrete Kenntnisse über Objekte, 
Mitarbeiter, Firmen und Arbeitswei- 
se des MfS, die jedoch nicht für eine 
Information der Öffentlichkeit, son- 
dern als geheimes Herrschaftswissen 
genutzt wurden. 

- Schon zu Wendezeiten standen 
Einrichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland - wie Bundesnachrich- 
tendienst und Verfassungsschutz - 
in konspirativen Kontakten zu MIS- 
Mitarbeitern und kauften ihnen ihr 
Insiderwissen ab, um es weiterhin 
geheim zu halten. Detaillierte Anga- 
ben dazu finden Sie in meinem leider 
noch immer als „Geheim“ klassifi- 
zierren KoKo-Bericht. 

- Wir fordern die Öffnung der Stasi- 
‚Akten, um sowohl den Einfluß des 
MfS auf Einzelschicksale als auch auf 
die gesamte Innen- und Außenpolitik 
der DDR sichtbar machen zu können. 
Zwar ist es heute jedem Bürger und 
jeder Bürgerin möglich, Einsicht in 
die vom MfS über sie angelegten 
‚Akten zu nehmen. Doch vergessen 
wir nicht: wäre es nach dem Willen 
der Verhandler des sogenannten „Ei- 
nigungsvertrages“ gegangen, lägen 
die MfS-Akten jetzt verschlossen im 
Bundesarchiv in Koblenz. Nur der 
massenhafte Protest vieler Bürgerin- 
nen und Bürger Ostdeutschlands hat 
daran letztendlich etwas geändert. 
Die Öffentlichkeit aber kann heute 
nicht nachprüfen, wieviele Akten zu 
Wende- und in Folgezeiten aus dem 
Stasi-Akten-Bestand ausgesondert 
wurden. Noch immer ungeklärt ist 
dabei die Rolle von Sicherheitsbehör- 
den der Bundesrepublik Deutschland. 
. Wir wollten verhindern, daß haupt- 
amtliche und inoffizielle Mitarbeiter 
des MfS erneut Einfluß auf die Politik 


erlangen könnten. Davon hing für uns 
wesentlich die Glaubwürdigkeit ei- 
nes politischen Neuanfangs ab. 


Dieses Ziel haben wir jedoch ent- 
scheidend verfehlt. 

Heute läßt sich eine lange Liste der 
bisher enttamten inoffiziellen Mitar- 
beitern des MfS erstellen, die nach 
1989 als Parteifunktionäre, Abgeord- 
nete und Regierungsmitglieder in der 
Politik tätig waren bzw. es bis heute 
noch sind. Parteien haben seit 1989 
ehemaligen inoffiziellen Mitarbeitern 
des MfS Posten und politischen Ein- 
fluß verschafft. Die „freiwillige“ 
Überprüfung von Parlamentariern des 
Deutschen Bundestages auf eine frü- 
here Tätigkeit beim MfS ist eine Far- 
ce. Inoffizielle Mitarbeiter des MfS 
sind auch in den bundesdeutschen 
Parteien gerngesehene und gebrauch- 
te Akteure. 


- Oberste Gerichte der Bundesrepu- 
blik Deutschland haben sich mehr- 
fach für Täterschutz entschieden und 
Personen, die in der DDR objektiv 
schweres Unrecht zu verantworten 
haben, mit milden bzw. verständnis- 
vollen Urteilen, Verfahrenseinstel- 
lungen oder Freisprüchen bedacht mit 
der Begründung, deren Verhalten 
habe den Gesetzen oder Gepflogen- 
heiten in der DDR entsprochen: z.B. 
Post- und Telefonkontrolleure, Spione, 
Richter und Staatsanwälte, Rechtsan- 
wälte, Denunzianten u.a.m. In dieser 
Begründung liegt faktisch eine nach- 
trägliche Anerkennung von Exekuti- 
ve und Justiz der DDR. So droht die 
juristische Verarbeitung der SED- 
Diktatur ähnlich zu mißlingen wie 
einst die des NS-Regimes. 

- Wir haben bei der Auflösung des 
MS nicht nur Erkenntnisse über die- 
sen Geheimdienst der DDR, sondern 
auch Einblick in Wesen und Arbeits- 
methoden jeglicher Geheimdienste 
gewonnen. 

Die Auseinandersetzung mit der Sta- 
si-Thematik hat für mich nicht nur 
historischen Bezug, sondern ist auch 
Anlaß, darüber nachzudenken, wie 
Bürgerrechte vor staatlicher Kontrol- 
le jedweder Herkunft geschützt wer- 
den können. 

Heute stehen wir weitreichenden Be- 
fugnissen von Geheimdiensten der 


Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über. Der Auslandsgeheimdienst 
BND darf inzwischen auch im Inland 
aktiv werden. Neue Polizeigesetze 
erlauben dem Staat immer stärkere 
Eingriffe in Persönlichkeitsrechte. 
Längst in das Brief-, Post- und Fern- 
meldegeheimnis nicht mehr „unver- 
letzlich“. Kleine und große Lausch- 
und Spähangriffe auf Bürgerinnen 
und Bürger sind Realität. 


Bürgerrechte werden leichtferig zu- 
gunsten staatlicher Überwachung auf- 
gegeben. Solch ein politischer Kurs 
führt geradewegs zum Überwa- 
chungsstaat. 


- Nach unseren Erfahrungen mit der 
vor den Bürgerinnen und Bürgern 
abgeschotteten Geheimpolitik der 
SED und ihrer Blockparteien forder- 
ten wir 1989 Transparenz und Öffent- 
lichkeit von politischen Entscheidun- 
gen. Heute sind Geheimgremien und 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
tagende Ausschüsse in Parlamenten 
durchaus übliche Ebenen der Politik- 
gestaltung. 

Für die Regierung unbequeme Wahr- 
heiten werden auch hierzulande mit 
einem „Geheim“-Stempel unter Ver- 
schluß ge-und der Öffentlichkeit vor- 
enthalten. 

So kann z.B. der Inhalt meines Be- 
richtes über den Bereich KoKo sowie 
dessen vielfältige Verstrickung auch 
mit der westdeutschen Politik und 
Wirtschaft bis heute nicht öffentlich 
zur Kenntnis genommen und debat- 
tiert werden. 


- Bei den laufend wiederkehrenden 
Forderungen nach einer Amneste 
bzw. „begrenzten Straffreiheit“, nach 
einer Schließung der Aktenbzw.nach 
einem Schlußstrich unter die Ge- 
schichts-Aufarbeitung bilden inzwi- 
schen selbst führende Repräsentanten 
von Staat und Politik (allen voran Ihr 
Amtsvorgänger sowie der Bundes- 
kanzler) eine faktische Koalition mit 
der SED-Nachfolgepartei PDS. 
Diese Forderungen widersprechen 
den Zielen der Bürgerbewegung von 
1989. 

Angesichts dieser - hier nur kurz zu- 
sammengefaßten - Bilanz. des Wir- 
kens der Bürgerbewegung, muß ich 
heute feststellen: Unsere Bemühun- 
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gen vor allem um gesellschaftliche 
Transparenz sowie um Freiheit vor 
staatlicher Überwachung hatten kei- 
ne anhaltenden Auswirkungen auf die 
Politik in Gesamtdeutschland. Das 
Vorhaben, nun einigen damals expo- 
nierten Personen einen Orden der 
Bundesrepublik Deutschland zu ver- 
leiben, steht im Gegensatz zu realen 


Geringschätzung der Anliegen der 
Bürgerbewegung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Dies empfinde ich 
durchaus - wie eingangs geschildert - 
auch in Bezug zumeiner persönlichen 
Situation. 

Einen Orden der Bundesrepublik 
Deutschland für mein politisches En- 
gagement 1989 lehne ich deshalb ab. 


Ich weiß, daß Sie, Herr Bundespräsi- 
dent, sich in der Vergangenheitmehr- 
fach gegen ein Verdrängen und Ver- 
gessen unserer Vergangenheit g 
Bert haben. In der Hoffnung, daß Sie 
sich persönlich auch in Zukunft für 
diese Anliegen verwenden, verbleibe 
‚en mit freundlichem Gruß 

Inorıp KöppE 


Rede im Namen der mit dem Bundesverdienstkreuz Ausgezeichneten 


Leipzig, den 8. Oktober 1995 


Herr Bundespräsident, Herr Minister- 
‚präsident, Herr Oberbürgermeister, 
meine Damen und Herren, 


ich möchte Ihnen einige Überlegun- 
gen vortragen, auf die wir uns ge- 
meinsam verständigthaben. Wir freu- 
en uns, daß sie Herr Bundespräsident, 
hier in Leipzig an eine Zeit erinnern, 
die für viele von uns die wichtigste 
Zeitihres Lebens war. Der Mut vieler 
ostdeutscher Frauen, Männer und Ju- 
gendlicher hat dem Protest des Herb- 
stes 1989 seine starke Dynamik gege- 
ben - gerade hier in Leipzig. Und wir 
freuen uns darüber, daß sie uns, stell- 
vertretend für andere bekannte und 
ganz unbekannte Personen, heute mit 
dem Verdienstorden der Bundesrepu- 
blik Deutschland ausgezeichnet ha- 
ben. Wir danken für diese Ehrung. 


Einige von uns haben aber auch gezö- 
gert, anzunehmen; einmal kennt jede/ 
r von uns Menschen, die es auch oder 
sogar mehr verdient hätten, heute da- 
bei zu sein. Zum anderen erschien es 
uns damals, als wiraktiv wurden nicht 
als etwas Besonderes und Außerge- 
wöhnliches, mitzuwirken an der Ver- 
änderung und Demokratisierung der 
Gesellschaft, unter deren Deformati- 
on wir litten. Wir haben einfach ge- 
tan, was wir tun mußten. 

Wir möchten aber auch an die Men- 
schen erinnern, die in früheren Jahr- 
zehnten in der DDR für Freiheit und 
Menschenrechte mehr riskiert und 
größere Opfer gebracht haben. 

Wir erinnern ebenso an die Charta 77 
in der Tschechoslowakei und an Soli- 
damnosc in Polen, deren entschlosse- 


nes Handeln für uns eine große Ermu- 
tigung war. In unserem Lande war 
Zivilcourage selten. Um so wichtiger 
war es, als wir zu unterschiedlichen 
Zeiten, besonders zahlreich im Jahre 
1989, lernten, unsere Angst abzule- 
gen und dem Anpassungsdruck nicht 
mehr nachzugeben. 

Diejenigen, die im Frühjahr 1989 die 
Fälschung der Kommunalwahlen auf- 
gedeckt hatten, diejenigen, die auf 
Veranstaltungen imkirchlichen Raum 
ihre Absage an Prinzip und Praxis der 
Abgrenzung formuliert hatten, die 
Künstler und Intellektuellengruppen, 
die sich widerständiges und eigen- 
ständiges Verhalten herausnahmen, 
auch die Masse der meist jugendli- 
chen Ausreiser im Sommer 1989 - sie 
alle hatten auf ihre Weise zu sich 
selbst gefunden. 

Wir haben dann erlebt, wie die Er- 
neuerungsprogramme, die zunächstin 
kleinen Zirkeln angedacht und dann 
formuliert wurden, von breiten Be- 
völkerungsschichten aufgenommen 
und auf die Straßen getragen wurden. 
Nie werden wir vergessen, wie die 
einstigen Untertanen den Mächtigen 
ihre Gefolgschaft aufkündigten und 
sie somit ihrer Übermacht beraubten. 
Derartige Erinnerungen bringen aber 
auch Bedenken und Problembereiche 
zutage. 

Es kann uns nicht gleichgültig sein, 
daß viele der einst Protestierenden 
von 1989 den aufrechten Gang und 
das selbstbestimmte Leben als zu 
mühsam ansahen. Nach den ersten 
Erfolgen oder gar nach der Einheit 
‚gaben sie diese Haltung wieder auf. 
Alte Anpassungsmentalität und neue 
Mutlosigkeit waren die Folge. Wo in 
der kommunalen Selbstverwaltung, 


in der Gewerkschaftsarbeit, bei der 
politischen Willensbildung, im so- 
zialen, kirchlichen und kulturellen 
Bereich eigene engagierte Mitarbeit 
gefragt war, fanden und finden sich 
‚oft zu wenig Aktive, blieben zu viele 
Lücken. 

Offensichtlichbrauchen wirnoch vi 
le Jahre, um die Schäden, die zwei 
Diktaturen in den Seelen und Köpfen 
der im Osten lebenden Menschen an- 
gerichtet haben zu überwinden. Wir, 
die heute geehrt werden, wenden uns 
an unsere Landsleute mit der Bitte: 
Erinnert Euch an die Kraft des Herb- 
stes 1989, als wir uns gegen Parteidik- 
taturund für Menschenwürde, Demo- 
kratie, für Freiheit und Bürgerrechte 
stark gemacht haben. 

Unseren Landsleuten im Westen sa- 
gen wir: Ostdeutsche sind nicht nur 
Kostenverursacher. Sie bringen mit 
ihrer Erfahrung des Aufbegehrens 
gegen die Diktatur und mit ihrem 
Willen zur Freiheit Wichtiges in das 
gemeinsame Land ein. Die deutsche 
Geschichte ist nicht besonders reich 
an republikanischen Tugenden und 
Freiheitsrevolutionen. Deshalb soll 
die Erinnerung an 1989 nicht unter 
Wert verkauft werden. Deutschland 
und die Deutschen sind ansehnlicher 
geworden durch 1989. 

An diesem Tag der Erinnerung wird 
uns bewußt: 

Wir haben es geschafft - gewaltfrei 
und dennoch entschlossen -, einLand 
zu verändern. Aus dem politischen 
Protest entwickelte sich die Demo- 
kratisierung der DDR 1990 und, fort- 
laufend immer stärker, der Wunsch 
nach der Einheit Deutschlands. Wir 
haben diese Prozesse 1989/90 an der 
Basis oder im Parlament mitgestaltet. 
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‚Auch heute sind auf Bundes-, Landes- 
‚oder kommunaler Ebene viele aktiv 
in unterschiedlichen Parteien und 
Gruppen. Andere sind nach vorüber- 
gehender öffentlicher Aktivität in ihr 
früheres berufliches oder privates 
Umfeld zurückgekehrt. Für uns alle 
gilt: 

Die Ziele von 1989 sind nicht ver- 
kommen. Bürgerliche Freiheiten, 
Meinungs- und Reisefreiheit, freie 
Wahlen, Gewaltenteilung - diese po- 
litischen Ziele wurden erreicht, wenn 
auch zum Teil nur dadurch, daß wir 
im Westen erreichtes und Erarbeite- 
tes annahmen. Dabei hatten wir zu 
lernen, daß das Ankommen in einer 
freien Gesellschaft nicht das Ende 
von Arbeit und Engagement bedeu- 
tet. Die demokratische Gesellschaft 
istnicht am Ziel. Sie ist sogar ständig 
in Gefahr. Nicht nur, daß weltweit 
Repression und Diktaturen unzähli- 
ger Menschen bedrohen. Ungelöste 


eigene wirtschaftliche und soziale 
Probleme führen zu Enttäuschung und 
Entmutigung vieler Bürger und zu 
ihrem Rückzug in private Nischen. 

Wir sind fest überzeugt, daß auch die 
Demokratie, in der wir leben, unsere 
Zivilcourage braucht. Wermeint, daß 
die Demokratie schon vollendet sei, 
gefährdet die Demokratie; er hat et- 
was für abgeschlossen erklärt, das 


doch immer der Weiterentwicklung 
und damit des Engagements mündi- 
‚ger Bürger bedarf. 

Wenn wir heute diese Ehrung entge- 
gennehmen, treten wir nicht in den 
politische Ruhestand. Wir wollen 
auch künftig an der Fortentwicklung 
gerechter und demokratischer Ver- 
hältnisse im vereinigten Deutschland 
mitwirken. /Ulrike Poppe/ 


Folgende Bürgerrechtler erhielten am 8. Oktober 1995 in 
Leipzig das Bundesverdienstkreuz: 

Marianne Birthler , Berlin; Bärbel Bohley(*), Berlin; Ulla Dittmann, Dresden; Mon- 
signore Dr. Karl-Heinz Ducke, Berlin; Werner Fischer, Berlin; Pfarrer Christian 
Führer; Leipzig, Joachim Gauck, Berlin; Dietlind Glüer, Rostock; Martin Gutzeit, 
Berlin; Udo Haschke, Jena; Katja Havemann, Grünheide; Hanna Hoppe, Dresden; 
Erich Iltgen, Präsident des Sächsischen Landtags, Dresden; Hans-Christoph Jackel, 
Quedlinburg; Thomas Küttler, Superintendent, Plauen; UtaLobeit, Schwerin; Markus 
Meckel, MdB; Berlin, Günter Nooke, Berlin; Gesine Oltmans, Leipzig; Rudi Pahnke, 
Borksdorf/Nordbahn; Ulrike Poppe, Berlin; Uwe Schwabe, Leipzig; Dr. Rudolf 
Tschäpe, Potsdam; Arnold Vaatz, Staatsminister; Cossebaude, Konrad Weiß, Berlin; 
Bernd Wittchow, Hermersdorf; Christoph Wonneberger, Pfarrer i.R., Leipzig. 


(*) war nicht selbst anwesend 


„Ich nehme mir diese geistige Freiheit“ 


Für Bärbel Bohley ist es klar: Sie will 
‚Gregor Gysiauch weiterhineinen Sta- 
sispitzel nennen dürfen. Deshalb hat 
sie Berufung eingelegt beim Oberlan- 
desgerichts Hamburg gegen eine Ent- 
scheidung des Landgerichtes, das ihr 
diese Äußerung untersagte. Am 21. 
November fand die Berufungsver- 
handlung statt. 

Diese Äußerung sei aus der Erfahrung 
ihrer DDR-Jahre entstanden und aus 
Recherchen und Gesprächen zu die- 
sem Thema seit der Wende. „Die IM- 
‚Akte von Gregor Gysi kann ich natür- 
lich nicht vorlegen“, es sei aber eine 
wichtige Frage für sie, wer in der 
DDR wie verraten hat. Und daß Gre- 
‚gor Gysi verraten hat, gehe aus ihren 
MfS-Akten und den Akten ihrer 
Freunde hervor. Sie habe Gregor Gysi 
nicht beauftragt, mit dem MfS zu re- 
den: „Er handelte ohne mein Einver- 
ständnis.“ Dieses Verhalten Gregor 
Gysis habe sie auch gegenüber Freun- 
den gefunden. 

Für Bärbel Bohley ist es notwendig, 
in dieser Verhandlung Zeugen und 
Sachverständige zu hören. Zeugen 
wie Katja Havemann, die davon be- 
richten könne, wie Gregor Gysi als 


junger Anwalt plötzlich bei Robert 
Havemann auftauchte, nachdem sein 
Anwalt Götz Berger Berufsverbot er- 
hielt. Zeugen könnten die Widersprü- 
che aufhellen: Rudolf Bahro könnte 
aussagen, warum er Gregor Gysi heu- 
te unterstützt. Sachverständige könn- 
ten Gregor Gysis Stellung im Rechts- 
system der DDR klarstellen. Er, der 
Vorsitzender aller Rechtsanwälte in 
der DDR war. „Auch wenn heute die 
DDR vor Gerichten wieder zu einem 
Rechtsstaat gemacht werden soll: Sie 
war es nicht, und ich nehme mir die 
geistige Freiheit zu dieser Wertung 
und werde sie auch weiterhin äußern“, 
schließt Bärbel Bohley. 

Die Vorsitzende Richterin glaubt Bär- 
bel Bohley, daß sie von ihrer Äuße- 
rung überzeugt sei. Das Gericht müs- 
se aber auf Grund eines konkreten 
Zeitungsartikels entscheiden. Dieser 
sei, so eröffnete sie die Verhandlung, 
eine Tatsachenbehauptung und keine 
Meinungsäußerung und müsse des- 
halb bewiesen werden. Die dafür ein- 
gereichten Beweise reichten nicht 
aus. Das Gutachten der Gauck-Behör- 
de reiche nicht und auch nicht die 
Zeugenaussage von KatjaHavemann, 


Sie könne nur sagen, daß ein Ge- 
spräch stattgefunden habe, über das 
sich in den Stasiakten eine Notiz fin- 
det. Die Notiz angefertigt zu haben, 
bestreite Gregor Gysi gar nicht, nur 
sei dies für sein Büro und nicht für die 
Staatssicherheit passiert. Einen Ver- 
dacht, daß Gregor Gysi ein Stasispit- 
zel sei, könne sie, Bärbel Bohley, 
jederzeit äußern. 

Uwe Lehmann-Brauns, Bärbel Boh- 
leys Berliner Anwalt, ist es „nicht 
einsichtig“, warum eseine Tatsachen- 
behauptung und keine Meinungsäu- 
Berung sei. Sie habe eine Wertung 
übernommen, zu der das Gauck-Gut- 
achten kommt: Kein anderer als 
Gregor Gysi könne hinter den 
Decknamen „Notar“, „Gregor“ 
und „Sputnik“ stehen. Sie habe 
auch nie behauptet, daß er Inoffi- 
zieller Mitarbeiter gewesen sei. 
Wenn das Gericht aber davon aus- 
geht, daß es eine Tatsachenbehaup- 
tung gewesen sei, so könne Bärbel 
Bohley dies tun, wenn sie „berechtig- 
te Interessen“ habe. Und die hätte sie 
ja wohl als MfS-Opfer, als Person der 
Zeitgeschichte und als Vertreterin ei- 
ner politischen Gruppe. 
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Den Verdacht, er sei ein Stasispitzel, 
könne sie ja äußern, wenn sie will, 
meint Gregor Gysis Anwalt: „Warum 
reicht ihr das nicht? Sie will die Zu- 
spitzung.“ Und genau das sei der 
Streitpunkt. Das Gauck-Gutachten 
über seinen Mandanten gleiche eher 
einer Kampfschrift. Die Behörde hät- 


te nur die aufgefundenen Akten zu 
werten. Ein Urteil über die Tätigkeit 
Gregor Gysis bleibe aber einem Ge- 
richt vorbehalten: „An diesem Punkt 
sind wir hier.“ Ein Entscheidung des 
Gerichtes gegen sie wird Bärbel Boh- 
ley nicht davon abhalten, ihre Mei- 
nung zu sagen: „Die Äußerung habe 


ich nicht aus dem Blauen heraus ge- 
macht. Dafür gehe ich auch ins Ge- 
fängnis!“ 


MICHAEL STOGNIENKO 
HAvEMANN-PROJEKT DER HEINRICH- 
BoöLL-STIFTUNG 

Neues Forum 


Havemannprozeß: Abbruch 


Der Prozeß gegen die Havemann- 
Richter muß neu beginnen. 

Wer am 6. Dezember in Frankfurt/ 
Oder im Landgericht auf die letzte 
Sitzung im Verfahren gegen die Rich- 
ter und Staatsanwälte wartete, die 
Robert Havemann zu DDR-Zeiten im 
Parteiauftrag nachstellten, wartete 
vergebens. Der am Tag zuvor gefaßte 
Beschluß, den Laienrichter Wachs- 
mann wegen Befangenheit zu entlas- 
sen und damit das ganze Verfahren 
nach 22 Verhandlungstagen (Der Pro- 
zeß begann im Juni 1995.) mangels 
Richterersatz abzubrechen, wurde 
nicht im Gerichtssaal verkündet. 
Der Pressesprecher des Gerichts er- 
klärt kurz, dem Antrag des Staatsan- 
waltes sei entsprochen worden. Der 
Grund für die Befangenheit Wachs- 
manns: Er habe gegenüber einem 
Verteidiger geäußert, er wisse schon, 
wie das Verfahren ausgeht: Frei- 
spruch wegen Mangel an Beweisen. 
Der Pressesprecher stelltklar, daß der 
Laienrichter wegen Befangenheitent- 
lassen wurde. Damit müssenichtmehr 
über das Schlafen Wachsmanns in der 
letzten Sitzung, protokolliert durch 
die Staatsanwaltschaft - „Um 15.16 
Uhr schlief er endgültig ein.“ - ent- 
schieden werden. Das Verfahren solle 
aber bald wieder aufgenommen wer- 
den. 

Vergebens warten auch Katja Have- 
mann, einige Verteidiger, ein Fern- 
sehteam und weitere Journalisten. Bin 
vom Gericht bestellter Gutachter 
macht gleich auf dem Bahnhof kehrt. 
Die Protokollführerin kommt inRobe 
und entfernt den Gerichtsaushang mit 
den nächsten Verhandlungsterminen. 
Die Kamera hielt den Vorgang fest. 
KatjaHavemann vermißt die öffentli- 
che Bekanntgabe des Abbruchs. Sie 
zeigt sich enttäuscht, daß das Verfah- 


ren nach so vielen Verhandlungsta- 
‚gen abgebrochen werden mußte. Sie 
hofft, daß es bald wieder aufgenom- 
men und die Beweisaufnahme wieder 
so umfangreich wird. 

Vergebens kommt auch der befange- 
ne Laienrichter Wachsmann. Recht 
wach und mit Cowboyhut erklärt er, 
„die Entscheidung müsse doch heute 
verkündet werden.“ Die Äußerung, 
die zum Abbruch des Verfahrens führ- 
te, habe er so nicht getan. Seinen 
letzten Auftritt hieltdie Kameracben- 
falls fest. In Frankfurt/ Oder isterkein 
Unbekannter. Als Ortsansässige er- 
fuhren, daß Wachsmann Laienrichter 
im Verfahren ist, lachten sie sich halb 
tot, berichten Journalisten. In den 
fünfziger Jahren soll er aus dem We- 
sten gekommen sein. Redakteur einer 
Betriebszeitung und in der Kampf- 
gruppe soll er gewesen sein. Für die 
PDS soll er nach der Wende eine Zeit 
lang Informationsmaterial gedruckt 
haben. Fr sei „stadtbekannt“, sagt ei- 
ner der Journalisten. Der ehemalige 
Laienrichter Wachsmann zückt eine 
Kleinbildkamera und fotografiert 
Katja Havemann. „Ein Erinnerungs- 
foto“, sagt er und gibt ihr seine Visi- 
tenkarte: ”WPW - Weltoffenes Pres- 
sebüro Wachsmann“. 

Am 5. Dezember mußte ein Prozeß in 
Frankfurt/Oder abgebrochen werden, 
weil ein Laienrichter befangen war. 
Wenn er gerade nicht der Verhand- 


lung folgte, deren Ergebnis er angeb- 
lich schon wußte, dann schlief er. 


Zu Anfang des Prozesses verkündete 
der Vorsitzende Richter, ein wichti- 
ges Stück DDR-Geschichte werde 
aufgearbeitet. Zeugen wie Katja Ha- 
vemann, Wolf Biermann, Manfred 
Wilke und Pfarrer Meinel wurden 
gehört und ausführlich Dokumente 
aus SED- und MfS-Archiven verle- 
sen. Insgesamt vier Berufsrichter, drei 
Laienrichter, zwei Staatsanwälte, 
zwei Gutachter und für jeden der sie- 
ben Angeklagten zwei Verteidiger 
waren anwesend. Allein die Gutach- 
ter verursachten nach der Rechnung 
eines der Verteidiger Kosten von ein- 
tausend Mark pro Verhandlungstag. 
Bei der Neuaufnahme des Prozesses 
wird sich vieles wiederholen. Auch 
auf den Zuschauerplätzen: Die einen 
werden Aufklärung fordern, dieande- 
ren die Angeklagten verteidigen. 
Die bitterste Lektion bei der Ausein- 
andersetzung um die Vergangenheit 
istes, daß ein schläfriger Laienrichter 
die Wahrheitsfindung zumindest ver- 
zögern kann. 
In Frankfurt an der Oder wird der 
Prozeßam 10. Januar 1996 neu begin- 
nen. An diesem Tag und am Tag dar- 
auf wird Katja Havemann erneut aus- 
sagen. 

06.12.1995 
MICHAEL STOGNIENKO (5.0.) 


Gegen folgende Personen wird verhandelt: 


Peter Paul Schmidt, Frankfurt/O. (ehem. Richter), Elfriede Korsing, 
Frankfurt/O. (ehem. Richterin), Wilhelm Pilz, Bad Saarow-Pieskow 
(ehem. Staatsanwalt, IM "Willi"), Hans-Günther Grutza (chem. Richter, 
IM "Turm”), Nikolaus Hauke, Fürstenwalde (ehem. Richter, IM "Klau- 
dio”), Eleonore Heyer, geb. Janz, Berlin (chem. Staatsanwältin), Sigrid 


Hucke, Frankfurt/O. 


(vgl. Stern 29/95) 
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Offener Brief zur Schalck-BND-Connection 


‚Sehr geehrter Herr Häfner, 
Verehrte Mitglieder der Bundestags- 
Fraktion Bündnis IVGrüne! 


‚Am 2.10.95 fand im Rathaus Berlin- 
Schönebergeine Anhörung unterdem 
Titel: „Vergessene Opfer? Eine Zwi- 
schenbilanz der SED-Unrechtsberei- 
nigung“ statt. Ich möchte mich hier- 
mit auch für Ihre Einladung an mich 
bedanken. Die Anhörung wurde durch 
Ihre Fraktion initiiertund durch Herm 
Gerald Häfner geleitet. Herr Häfner 
machte eingangs darauf aufmerksam, 
daß die Veranstaltung dazu dienen 
soll, bestehende Mängel und Unge- 
rechtigkeiten im bisherigen Prozeß 
der SED-Unrechtsbereinigung aufzu- 
hellen, Vorschläge und Forderungen 
zu deren Überwindung aufzunehmen 
und im Deutschen Bundestag zur kri- 
tischen Bewertung zu stellen. 


In der fast 7-stündigen Anhörung 
machten vor allem die Sprecher und 
Vertreter der Verfolgtenverbände 
übereinstimmend deutlich, daß über- 
wiegend Unrecht durch die bisherige 
Gesetzgebung nicht ausgeglichen 
wurde und Entschädigungen nur in 
verhältnismäßig geringem Maße - 
wenn überhaupt - bereitgestellt wur- 
den. Insbesondere das 2. SED-Un- 
rechtsbereinigungsgesetz, die Situa- 
tion der Vertriebenen aus den Grenz- 
gebieten der DDR zur alten BRD und 
der zur Zwangsarbeit in russische 
Lager verschleppten Zivilisten aus 
den ehemaligen deutschen Ostgebie- 
ten wurden durch Betroffene als dra- 
stisch ungerecht beschrieben. 


Dabei wurde immer wieder betont, 
daß gegen die Verantwortlichen (die 
Entscheider und die Vollstrecker) der 
SED-Diktatur durch die bundesdeut- 
schen Gerichte - wenn überhaupt-nur 
äußerst geringe Strafen ausgespro- 
chen wurden. Durchgängig wurde 
beklagt, daß jene immer noch oder 
schon wieder mit Duldung der offi- 
ziellen Politik Machtpositionen in 
Politik, Wirtschaft und Verwaltung 
besetzen. Jetzt soll sogar noch dar- 
über entschieden werden, ob die 


ehemaligen DDR-Staatsdiener die da- 
mals für sie vorgesehenen Sonderren- 
ten zugesprochen bekommen sollen. 


Während der Anhörung hatte ich 
in einem Beitrag versucht, einen 
möglichen Hintergrund dieser 
grotesken Situation darzustellen. 
Nun möchte ich - um Aufklärung 
zu fördern - diesen Beitrag mit 
den dazugehörigen Forderungen 
schilich wiederholen: 


‚Um die offensichtlichen Hintergrün- 
de der neuen Widersprüche und 
Ungerechtigkeiten bei der Behand- 
lung von Tätern und Opfern zu erken- 
nen, muß auch die Geschichte der 
Einigungsverhandlungen zwischen 
den Regierungen der BRD und der 
DDR (Modrow, de Maiziere) in Be- 
tracht gezogen werden. Dabei gehtes 
nicht nur um die offiziellen Ver- 
handlungen, sondern insbesondere 
um die inoffiziellen Verhandlungen, 
wie sie zwischen Mitarbeitern des 
Bundesnachrichtendienstes der 
BRD und Vertretern des Ministeri- 
um für Staatssicherheit der DDR 
stattgefunden haben und durch den 
Schalck-Untersuchungsausschuß 
des Deutschen Bundestages zu Tage 


gefördert wurden. . 


In entsprechenden Dokumenten (hier: 
‚Abweichender Bericht der Berichter- 
statterin der Gruppe Bündnis 90/Die 
Grünen im 1. Untersuchungsaus- 
schuß, Ingrid Köppe. MdB) heißt es: 


Se Fl 
wickl ei S- 
rst jalck-Golodkowski- 
dA.) 


Am 29.03.1990 notierte ein BND- 
Mitarbeiter die Ergebnisse von Befra- 
gungen Schalcks am 08.03.90 und 
28.03.90 und teilte anderen BND- 
Abteilungen und dem Präsidenten 
mit, daß „während der Gespräche Er- 
kenntnisse, Bewertungen/Meinungen 
etc. anfıclen, die für die Beurteilung 
der aktuellen innenpolitischen Situa- 
tion in der DDR von Bedeutung sind“. 


„- Gesprächspartner sieht die derzei- 
tige TäuigkeitderBürgerkomiteesund 
der Runden Tische (Verdächtigungen 
wegen Kontakten zum MfS) als die 
Gefährdung der Demokratie. Ihre 
Tätigkeit müsse schleunigst einem 
rechtsstaatlichen Handeln weichen... 
- Gesprächspartner begrüßt den Vor- 


GEHEIMDIENSTE 


u BND gegen Bürger 


[ Der Bundesnachrichtendienst (BND) hat nach der ersten freien 
Volkskammerwahl der DDR im März 1990 empfohlen, die Bürgerbe- 
wegungen der DDR auszuschalten. In einer Meldung des Geheim- 
dienstes an die Bundesregierung von Ende April 1990, die jetzt mit 1 
em geheimen Schalck-Abschlußbericht der Bundestags-Abge- | 


I ordneten Ingrid Köppe, Bündnis ’90/Grüne, bekannt wurde, heißt 1} 


5: "Die Bürgerbewegungen streben eine Nivellierung der Gesell- 


1 schaft an. Sie stehen einem Neubeginn im Wege. Zentrale Frage g 


wird sein: Kann die Arbeit der Bürgerkomitees unterbunden wer- 
Jen?” Die Ironie: Unter dem Schutz des BND, mit Hilfe von BND- 


1 Agenten, so geht aus Köppes Bericht ebenfalls hervor, konnte 
Alexander Schalck-Golodkowski seine dunklen Geschäfte machen. N 


Die Bürgerbewegung war dagegen die entscheidende Kraft, die 
zum Fall der Mauer und zur Wiedervereinigung führte. 


1 Die Woche, 09.06.94 
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schlag von Bundeskanzler Kohl und 
Bundesminister Schäuble zu einer 
‚Amnestie für die Masse der MfS-Mit- 
arbeiter, soweit diese keine Ver- 
brechen begangen haben. Wenn die- 
ser Personenkreis nicht mehr ausge- 
‚grenzt werde, könne dies sehr positi- 
ve Auswirkungen auf die innere 
Situation der DDR haben. Er rechnet 
allerdings damit, daß basisdemokra- 
tische Gruppen (Bündnis 90) diesen 
Vorschlag ablehnen“. (MAT A 23, 
s.123) 


Und derBND meldete am 24.04.90 an 
das Kanzleramt, an das Auswärtige 
Amt und an das Bundesministerium 
für innerdeutsche Beziehungen: 

„Die Bürgerbewegungen streben die 
Nivellierung der Gesellschaft an. Sie 
verfolgen den ‘dritten Weg’, den de- 
mokratischen Sozialismus, wie ihn 
Bahro vorgezeichnet hat. Sie stehen 
einem Neubeginn im Wege. Zentrale 
Frage wird sein: Kann die Arbeit der 
Bürgerkomitees unterbunden wer- 
den?“ (MAT A 32, Anlage 2, S. 50) 


„Es hat viele Ergänzungen gegeben 
und Konkretisierungen dessen, was 
der BND wußte. Diese Auskünfte und 
Erkenntnisse sind von den zuständi- 
genFachleutenalsallesin allem wert- 
voll betrachtet worden.“ (Prot. 8/S. 
40) 


Generalleutnant Günter Möller, ..., 
leitete die MfS-Hauptabteilung Ka- 
derund Schulung. Generalmajor Ger- 
hard Niebling, ....war Leiter der Zen- 
tralen Koordinierungsgruppe (ZKG) 
des MfS. 

Im Auftrag des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz machten Möller und 
Niebling ehemalige MfS-Mitarbeiter 
‘gesprächsbereit’. Im Juni 1991 
schickten sieihren ehemaligen Kolle- 
gen Briefe, beteuerten, daß sie sich 
noch immer für sie verantwortlich 
fühlten und gaben ihnen die Richtung 
vor: 

‘der geordnete, stille Weg’, keine 
weiteren Offenbarungen bei den 


Massenmedien, sondern nur bei den 
Geheimdiensten. 


Sie wiesen ihre Kollegen auf folgen- 
des hin: 

„BittebeschäftigtEuchmit dem $ 153 
e StPO, der Möglichkeiten des Ver- 
zichts auf Strafverfolgung eröffnet. 
Verschließt Euch nicht den Gesprä- 
chen mit Vertretern der Abwehr- 
organe des Landes und prüft die Mög- 
lichkeiten ruhiger, vernünftiger Lö- 
sungen in Einzelfällen, die Ihr mit 
ihnen beraten solltet.“ (MAT A 256, 
s.ın 


Die Antworten der MfS-Mitarbeiter 
auf diese Briefe gingen über Niebling 
und Möller an das BfV, das in der 
Folge gezielt die ‘gesprächsbereiten’ 
MfS-Mitarbeiter kontaktierte. 


In der Öffentlichkeit war 1990 sicht- 
bar, daß DDR-Oppositionelle und dic 
Bürgerrechtsbewegung vor allem un- 
ter der Regie des damaligen Innenmi- 
nisters Diestel ("Schäuble steht hinter 
mir.”) diskreditiert und zurückge- 
drängt werden sollten. Die ehemali- 
gen Stellvertreter Mielkes (Neiber, 
Großmann usw.)boten sich sogarüber 
die Medien als neue Staatsdiener der 
Bundesregierung an. 


In Wirklichkeit standen die Bürger- 
bewegungen nicht einem Neubeginn 
in Deutschland im Wege, sondern den 
Interessen der SED/PDS und der Sta- 
si-Mitarbeiter. Warensie doch gerade 
dabei, die dunkle Vergangenheit und 
die „Überlebensvorstellungen“ der 
alten Machthaber zu beleuchten. Dies 
wollten die SED-Genossen mit allen 
Mitteln verhindern. Zur eigenen Si- 
cherheit boten sie deshalb ihr Herr- 
schaftswissen westlichen Stellen an, 
welches selbstverständlich zur 
Kenntnis und zum eigenen Nutzen 
verwendet werden sollte und konnte. 
Allerdings zeigen nun diese der öf- 
fenlichen Information vorenthalte- 
nen Verbindungen einen heftigen 
Rückschlageffekt. Denn alte Macht- 
strukturen aus SED-Zeiten haben sich 
gerade deshalb erhalten, stabilisiert 
und blockieren ein Zusammenwach- 
sen der beiden deutschen Nach- 
kriegsstaaten auch noch 5 Jahre nach 


der Vereinigung, Sie wirtschaften mit 
alten und neuen Öffentlichen Mitteln 
nur in die eigenen Taschen. Für die 
Unzulänglichkeiten machen sie die 
sogenannte Kolonisierung durch den 
Westen verantwortlich und weisen auf 
die politischen Möglichkeiten mit der 
PDS hin. Dieser Weg hat also zur 
direkten und indirekten Stärkung der 
PDS geführt. 


DDR-Oppositionelle und Bürger- 
rechtler hingegen erhielten über- 
wiegend keinen Zugang in die Ver- 
waltungsorganisation der Bundes- 
republik und befinden sich erneut 
in ausgegrenzter Lage. Das hat of- 
fensichtlich so auch der Bundes- 
kanzler erkannt, weswegen er jetzt 
Kontakt zu Einzelpersonen aus der 
Bürgerbewegung aufnahm und nun 
die Einrichtung eines Bürgerbüros 
fördern will. 


Mein Antrag an die Bundestags- 
fraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen ist es, die Aufklärung 
der hier beschriebenen Proble- 
matik (entsprechend Dokumen- 
te Schalck-Untersuchungsaus- 
schuß) und der eventuell darauf 
bezogenen Regierungsentschei- 
dungen als einen inhaltlichen Ar- 
beitsschwerpunkt der 2. Enque- 
te-Kommission zur Aufarbeitung 
von Geschichte und Folgen der 
SED-Diktatur zu bestimmen und 
erforderlichenfalls für Kompen- 
sationen zu wirken. Zugleich 
soll diese Forderung an alle 
Fraktionen der im Bundestag 
vertretenen Parteien durch die 
Grünen herangetragen werden. 


Ich bitte um einen schriftlichen Be- 
scheid durch Ihre Fraktion. 


Berlin, 18.10.95 


Mit freundlichen Grüßen 


Uwe BasTıan, BERLIN 


’ 


Anmerkung: 
Bis Redaktionsschluß war der Brief 
‚ohne Antwort geblieben. 
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EINLADUNG ZUM X]. BUNDESFORUM DES 
NEUEN FORUM 


Liebe Mitglieder des NEUEN FORUM, fiebe Freundinnen und Freunde, 


zu unserem nächsten Bundesforum, das 


voM 26. sıs 28. ArrıL 1996 ın RunısDoRF (BRANDENBURG) 


stattfinden wird, laden wir Euch hiermit herzlich ein. 


Tagesordnungsvorschlag des BKR 


Beginn: Freitag, den 26.04.1996, 20.00 Uhr 


20.00 Uhr bis 21.00 Uhr 

TOP 1: Begrüßung und Eröffnung des Bundesforums 

TOP 2: Wahl der Tagungsleitung 

TOP 3: Bestätigung der Schriftführung 

TOP 4: Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung 

TOP 5: Bestätigung der Geschäftsordnung 

TOP 6: Wahl der Mandatsprüfungskommission 

TOP 7: Bestätigung der Mandatsprüfung und Feststellung 
der Beschlußfähigkeit 

TOP 8: Anträge zur und Bestätigung der Geschäftsord 
nung 

TOP 9: Wahl der Antragskommission 

TOP 10: Anträge zur und Bestätigung der Tagesordnung 


ab 21.00 Uhr 
TOP 11: Programmdiskussion 


Sonnabend,den 27.04.1996 


10.00 Uhr bis 11.00 Uhr 
TOP 12: Vorstellung der 4 Vorschläge zur Neustrukturie 
rung des NEUEN FORUM 


11.00 Uhr bis 13.00 Uhr 
TOP 13: Debatte über die 4 Vorschläge 
TOP 14: Abstimmung über Leitantrag 


13.00 Uhr bis 14.00 Uhr: Mittagspause 


14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
TOP 15: Debatte über Leitanırag 
TOP 16: Beschlußfassung über Änderungsanträge 
TOP 17: Beschlußfassung über Leitantrag 
- dazwischen ca. 16.00 Uhr bis 16.30 Uhr Pause - 


18.00 Uhr bis 19.00 Uhr: Abendbrot 


19.00 Uhr bis 22.00 Uhr 

TOP 18: Rechenschaftsbericht des BKR 

TOP 19: Bestätigung des Rechenschaftsberichtes über die 
Finanzen 1994 


TOP 20: Wahl der Wahlkommission 

jestätigung der Wahlordnung 

TOP 22: Entlastung des BKR 

TOP 23: Neuwahlen bzw. Nachwahlen 
je nach Ausgang TOP 16 


Sonntag, den 28.04.1996 


10.00 Uhr bis 11.00 Uhr 
TOP 24: Beschlußfassung über Anträge 


11.00 Uhr bis 13.00 Uhr 
TOP 25: Programmdiskussion 


13.00 Uhr 
Ende und Abreise 


In den Landesverbänden muß in Vorbereitung der Neu- 
wahl des BKR bzw. des Bundesvorstandes bzw. der Nach- 
wahl zum BKR je nach Ausgang des entsprechenden TOP 
eine Verständigung darüber erfolgen, welche Kandidaten 
antreten werden. 

Der BKR hat beschlossen, daß das XI. Bundesforum 
zweiteilig stattfinden wird. Beim zweiten Teil soll die 
Programmdiskussion abgeschlossen werden. Denkt daran 
‚genügend Ersatzdelegierte zu wählen, da die Delegierten- 
wahl für beide Teile des Bundesforums gilt. Zwischen 
beiden Teilen können keine neuen Delegierte gewählt 
werden. 

Unabhängig vondengewählten Delegiertensind alle an 
der Zukunft des NEUEN FORUM Interessierten herz- 
lich eingeladen. 

Schickt Eure Anträge, wenn möglich auf Diskette (word, 
word für windows, ami pro) an die Bundesgeschäftsstelle. 
Antragsschluß ist der Donnerstag, der 04.04.1996 (Post- 
stempel). Sinnvollerweise sollten die Anträge bis zum 
15.03.1996 in der Bundesgeschäftstelle vorliegen, um sie 
im März-Bulletin veröffentlichen zu können und damit 
allen zur Diskussion zugänglich zu machen. 
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Strukturdebatte: Vorschläge & Möglichkeiten 
Das Bundesforum in Arendsee beauftragte den BKR, Vorschläge zur Neustrukturierung zu erarbeiten. Im 
folgenden die seitdem erarbeiteten Vorschläge der Varianten Verein, Stiftung, defensive und progressive 
Neustrukturierung. Über diese 4 Alternativen wird auf dem nächsten Bundesforum zu entscheiden sein. 


Variante “Zukunft als Verein” 


Rückblickende persönliche 
Vorbemerkung 


Vorweg möchte ich nicht verhehlen, 
kein Sympathisant dieser Variante zu 
sein. Befürworter der Vereins-Vari- 
ante sind somit zu kritischem Lesen 
gewarnt. 

Das NEUE FORUM darf sich rüh- 
men, bereits am 4. Oktober 1989 dem 
Parteienblock als erste oppositionelle 
Organisation dieForderung entgegen- 
gestellt zu haben, an den nächsten 
Wahlen teilzunehmen. Erst mit die- 
sem Anspruch wurde es für die Macht- 
haber ernsthaft gefährlich. Zuvor 
drohte der Aufruf nur die öffentliche 
Diskussion angestauter Unzufrieden- 
heit an, was unter den Bedingungen 
einer Diktatur zwar subversiv, jedoch 
nicht systemberstend wirken muß. 
Der Ruf der Demonstranten nach offi- 
zieller Zulassung des NEUEN FO- 
RUM richtete sich damit nicht nur auf 
die Ermöglichung von Gesprächsfo- 
en, sondern auf die Organisation von 
Gegen-Macht überhaupt, mochte 
auch der Begriff „Partei“ aus versteh- 
baren Gründen gemieden werden, da 
er als Inbegriff für SED stand. 

Auf das Gespräch gingen die Funktio- 
näre emsig ein, doch auch nach Ho- 
neckers Abtritt wollte Krenz die Rol- 
le des NEUEN FORUM ausdrücklich 
auf jene einer Diskussionsplattform 
beschränkt wissen. 

Runde Tische mit machtpolitischer 
Schräglage, reich mit inoffiziellen 
und offiziellen Altfunktionären be- 
stückt, schufen Ablenkung. Im Schat- 
ten gewaltlosen Geredes wurden von 
der Modrow-Regierung gewaltige 
Tatsachen geschaffen. 

Ich möchte hier nicht weiter auf die 
Geschichte eingehen, nur feststellen, 
daß die Fürsprecher der Programm- 
und Sırukturlosigkeit stets zur Schwä- 
chung beitrugen - die einen bewußt, 
die anderen unbewußt. Auch euphe- 


mistische Beschwörungen von Basis- 
demokratie und absoluter Offenheit 
täuschten bestenfalls über ein Unver- 
mögen hinweg, über das Unvermö- 
‚gen, sich demokratisch organisieren 
zu können, um mittels verbindlicher 
Entscheidungen programmatisch-ef- 
fektiv zu wirken. Zuletzt wurde die 
>Variante Verein< dem NEUEN FO- 
RUM drängend vom Bündnis 90 an- 
empfohlen, um es aus der politischen 
‚Sphäre endgültig herauszubefördern. 
Daß bei Teilen des NEUEN FORUM 
der allzu beschränkte „pluralistische“ 
Parlamentarismus eher frustig abge- 
lehnt wurde, als daß das unbefriedi- 
gende Demokratiedefizit an ihm Ge- 
genstand klarer Kritik geworden 
wäre, istbekannt. Durch Nichtbeteili- 
gungen an Wahlen verschenkten die 
Wahl-Kritiker großzügig eine Bühne 
möglicher Kritik. Vermeintliche Ra- 
dikalität, die sich selbst der Wirkung 
beraubt, sollte sich aber mindestens 
fragwürdig werden. 

Ungeachtet meiner Haltung zur >Va- 
riante Verein< wurde ich beauftragt 
darzustellen, wie der Übergang in die 
Rechtsform des Vereins am besten 
vorgenommen werden könnte. 


Rechtsformen des Vereins 


Am Beispiel des vielgescholtenen 
Kaninchenzüchtervereins möchte ich 
die drei möglichen Vereinsformen 
verdeutlichen. Schließen sich einige 
Züchter zusammen und bringen die 
eigenen Kaninchen ein, um sie ge- 
meinsam zu dressieren, können sie 
den nichteingetragenen Verein „Ge- 
'horsames Langohr“ gründen. Wenn 
sie sich eine Satzung geben, so kön- 
nensiesichbeimRegistergerichtauch 
eintragen lassen und den Verein „Ge- 
'horsames Langohr e. V.“ nennen. Ein 
solcher eingetragener Verein kann 
auch politisch tätig sein, nur CDU- 
und PDS-Mitglieder beitreten lassen 
und sich für die Pflege bewährter 


SED-Traditionen wie den Großen 
Lauschangriff engagieren. Er kann zu 
Kommunalwahlen mit politischem 
Programm antreten und z.B. die Lo- 
sungen >Jeder hatein Recht gehört zu 
werden!< oder >Organisierte Krimi- 
nalität darf nur Sache des Staates 
sein!< (darüber vielleicht ein Foto 
von der Ausweisung eines Asylan- 
tragstellers in den Sudan) oder auch 
“Für eine bürgernahe Überwachung! 
Vertrauen wagen, solang. es noch 
nicht Pflicht ist!” plakatieren. 
‚Anders ist das bei einem Verein, der 
vom Finanzamt als gemeinnützig an- 
erkannt werden möchte. Ein solcher 
Verein darf nicht politisch tätig sein, 
kein politisches Programm vertreten. 
Der Zweck muß gemeinnützig sein, z. 
B. Durchführung wissenschaftlicher 
Veranstaltungen, Unterhaltung einer 
Schule etc. Der Verein “Gehorsames 
Langohr e. V.” könnte sich der Lärm- 
bekämpfung, dem Tierschutz oder der 
Pflege des Liedgutes („Häschen in 
der Grube...“) widmen und hätte 
Chancen, gemeinnützig anerkannt zu 
werden. Der Vorteil bezieht sich auf 
die geringe Besteuerung, wobei Spen- 
denquittungen ausgestellt werden 
können. Bedingung: Es dürfen nicht 
in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke verfolgt werden. Der Verein 
muß Rechenschaft erstatten, was er 
treibt und jährlich dem Finanzamt die 
Buchführung vorlegen. Stellt 
heraus, daß der Handel mit Kanin- 
chen überwiegt, entfällt die Gemein- 
nützigkeit. 

(Hier kam in unserer Diskussion der 
Einwand, daß amnesty international< 
in gemeinnütziger aber doch politi- 
scher Verein sei. - Im gemeinten Sin- 
ne ist er jedoch nicht politisch, denn 
welche politische Position gewaltfrei 
agierende politische Gefangene ein- 
nehmen, darf amnesty nicht interes- 
sieren. Folter ist eine Menschen- 
rechtsverletzung, egal ob sie gegen 
religiöse Fundamentalisten in Arabi- 
en angewandt wird oder gegen frei- 
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heitlich denkende Menschen in Chi- 
na. Der Vereinszweck ist klar um- 
grenzt.) Eine vierte Form von Verein 
stellt der Sportverein dar, den ich mir 
hier erspare. 


Die Überführung der Partei 
in einen Verein 


Vor Auflösung der Partei sollten min- 
destens 7 Menschen einen Verein 
gleichen Namens mit einer ausgear- 
beiteten Satzung gründen, welche die 
Kriterien der Mustersatzung des Fi- 
nanzamtes erfüllt. (Sie kann im Bun- 
desbüro angefordert werden.) Der 
‚Auflösungsbeschluß der Partei be- 
stimmt diesen Verein zum Rechts- 
nachfolger. Damit ist der Name recht- 
lich geschützt. Vor Auflösung wird 
per Beschluß das Parteivermögen an 
den Verein gespendet. Damit wäre 
die Partei faktisch schon aufgelöst, 
denn ein Rückspenden aus einem ge- 
meinnützigen Verein in eine Partei ist 
rechtlich ebenso ausgeschlossen wie 
‚eine Partei ohne Geld es praktisch ist. 
Achtung: Für den Spendenbeschuß 
genügt die einfache Mehrheit. Die 
Auflösung der Partei ist laut Satzung 
des NEUEN FORUM wesentlich 
schwieriger! 

Juristisch ist es ebenso möglich, eine 
Partei per Satzungsänderung zum ge- 
meinnützigen Verein zu machen, mag 
dies auch noch nicht vorgekommen 
sein. Fragen wirft in diesem Falle der 
finanzorganisatorische Teilder Rechts- 
formänderung auf. 

Klärungsbedarf bestünde im Hinblick 
auf den Status der Landesverbände. 
Landesverbändekönnten sich zuLan- 
desparteien erklären, d.h. sie könnten 
Beschlüsse dahingehend fassen, daß 
sie im Falle der Auflösung der Bun- 
desebenebzw. des Verschwindens aus 
der Sphäre der Parteien, als Landes- 
Parteien fortbestehen. Siemüßten sich 
zu diesem Zwecke vor Auflösung der 
Bundesebene beim Landeswahlleiter 
als Landespartei anmelden. Die CSU 
bestünde fort, selbst wenn die CDU 
sich zum Verein gewandelt hätte. 
Folgen, Vor- und Nachteile 
Was dem Befürworter der Variante 
als Vor-, das gilt dem Gegner als 
Nachteil. Zur einen Argumentgruppe 
dürften die Gemeinnützigkeit, die 
Unmöglichkeit zu Wahlbeteiligun- 


‚gen, der bloße Fortbestand des NEU- 
EN FORUM und der Schutz des Na- 
mens vor Mißbrauch zu rechnen sein. 
Wessen Programm sich in den Wor- 
ten „quer zu den Parteien stehen“ 
erschöpfte, der darfkonfliktscheu und 
ungestört im Verein die Illusion der 
Überparteilichkeit oder Interesselo- 
sigkeit weiterhin pflegen. 

Die anderen mögen bedauern, daß die 
Vereinsform eine Entpolitisierung zur 
Folge hat, daß ihnen der Wahlantritt 
ab Landtagswahl aufwärts verwehrt 
bleibt und daß die anderen Parteien 
sich mehr oder weniger offen eins ins 
feiste Fäustchen lachen werden, wohl- 
wissend: Abschied aus der Politik - 
dein Name heißt >Verein<! Der Ver- 
eine gibt es viele. Politischen Einfluß 
haben nur ganz ganz wenige. 

Wenn ich eine Prognose wagen darf, 
so die, daß sich die ernsthaft politisch 
Interessierten schnell in andere Par- 
teien flüchten werden. Schonseit dem 
einstigen Streit um die Wahlbeteili- 


‚ gung ist dies keinem zu verdenken, 


der für diese stimmte. 


Aber wo bleibt denn das 
Positive? 
So sinnlos wie diese Sehnsuchts-Fra- 
ge zumeist ist, hier ist sie nicht unin- 
teressant. Eine möglichst illusionslo- 
se Betrachtung ließe ein Verständnis 
des NEUEN FORUM zu, worin sich 
dessen Existenz als Verein zumindest 
für die Mitglieder rechtfertigen ließe. 
Gestehen wir uns erst einmal ehrlich 
ein, daß der Wille zum >Verein< dem 
Enden politischer Wirkung das Siegel 
setzt, so könnte sich damit auch für 
die einzelnen Mitglieder zumindest 
der Anspruch verbinden, sich in ande- 
re Parteien zu verteilen. 

Es dürfte wahrscheinlich sein, daß 
kaum einer dabei an CDU und ihre 
Scheinopposition PDS denken mag. 
‚Auch den Republikanern wird sich 
wohl kaum jemand anschließen, nur 
weil diese sich aus Protest gegen den 
von Franz-Josef S. vermittelten Milli- 
ardenkredit an die DDR aus der CSU 
heraus gegründet haben, was ihnen 
aber lediglich einen Vorteil an Auf- 
richtigkeit gegenüber CDU/CSU ver- 
schafft. 

‚Also wäre anzunehmen, daß jene Tei- 
le in SPD und GRÜNEN gestärkt 


werden könnten, die sich der so sozi- 
al- wie freiheits-feindlichen CDU- 
Politik nicht wie die jeweils größeren 
Teile dieser Parteien andienen. Für 
diese weiterhin politisch Interessier- 
ten könnte das NEUE FORUM als 
Verein dann immerhin noch ein tradi- 
tioneller Treffpunkt für oppositionel- 
le Meinungsbildung sein, ein Forum 
derer, die sich auch dann nicht gleich- 
schalten lassen, wenn nach Hin- 
schwinden der „historischen Notwen- 
digkeit“ Ideologeme wie „Sach- 
zwang“, „Sparzwang“, „innere Sicher- 
heit“ oder faschistoide Hetzparolen 
wie „Sozialleistungsmißbrauch“, „So- 
zialschmarotzer“ das Denken bestür- 
men. Ein Forum derer, die nicht ver- 
‚gessen haben, daß es zur Beseitigung 
der „historischen Notwendigkeit“ in 
der aus „wissenschaftlicher Weltan- 
schauung“ betrachtet „höchstentwik- 
kelten Gesellschaftsformation“ nur 
weniger friedlicher Demonstrationen 
bedurfte. Ein Forum derer, die noch 
Widersprüche erkennen, z.B. den 
Widerspruch zwischen dem diskussi- 
onslosen Hinschenken zweistelliger 
Milliardenbeträge an die USA zur 
Mitfinanzierung eines Golfkrieges, 
der bereits überwiegend von Saudi- 
arabien bezahlt worden war, und dem 
inszenierten Kürzungszwang im So- 
zialbereich bei Arbeitslosen und So- 
zialhilfeempfängern unter dem end- 
los wiederholten Credo, daß der Sozi- 
alstaat nicht mehr bezahlbar sei. 
(Auch MdB Oswald Metzger von den 
Grünen hat das nachbeten gelernt, 
woraufhin ihn die CDU als klaren 
Vertreter ihrer Interessen erkannte 
und freundlich zum Übertritt einlud.) 
Immerhin, die Stärkung der opposi- 
tionellen Teile in SPD und Grünen 
wäre noch etwas Positives, was dem 
Projekt NEUES FORUM als Verein 
abgerungen werden könnte. Leider 
steht diebisherige Erfahrung dem ent- 
gegen, denn der überwiegende Teil 
derer, die bereits die Bürgerrechtsbe- 
wegung aus Frust verlassen haben, 
20 sich ganz aus der Parteipolitik 
zurück. 

Ouver KLoss 

(Leıirzıc) 


Eine entsprechende Satzung wird im näch- 
sten Bulletin veröffentlicht. 
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Umwandlung des NEUEN FORUM in eine 


Motivation: 


Wir erleben seit längerer Zeit, daß die 
Schere zwischen dem politischen 
Anspruch des NEUEN FORUM und 
der nackten Realität immer weiter 
auseinandergeht. Das gilt auch dann, 
wenn wir berücksichtigen, daß es an 
einigen wenigen Stellen noch poli- 
tisch aktive Gruppierungen gibt, die 
gerne auch weiterhin unter dem Na- 
men des NEUEN FORUM arbeiten. 
Sehen wir beispielsweise die Medi- 
en zuden brennenden aktuellen oder 
zu den grundsätzlichen Problemen 
durch, werden wir nur noch als Ku- 
riosum finden „Das NEUE FORUM 
vertritt zu ... anders als die etablier- 
ten Parteien und die PDS die folgen- 
de einleuchtende Position: ...“. Es 
wäre Augenwischerei, wollten wir das 
nur den tendenziösen Medien, den 
(nicht NEUES FORUM-) Parteipoli- 
tik umsetzenden Journalisten, den al- 
ten oder neuen Feinden anlasten. Wir 
haben immer mehr Schwierigkeiten, 
etwas zu finden, was wir sagen kön- 
nen und sagen wollen. Unseren politi- 
schen Freunden und Feinden, den 
Lesern und den Hörern bleibt dasnicht 
verborgen. 

Daher gab es in den schon viele Mo- 
nate andauernden Überlegungen über 
die Zukunft des NEUEN FORUM 
auch die, das NEUE FORUM als po- 
litische Partei aufzulösen, jedoch die 
Sympathie, die immernoch vieleLeu- 
te dem NEUEN FORUM, dem Na- 
men des NEUEN FORUM oder den 
ursprünglichen Positionen des NEU- 
EN FORUM gegenüber hegen (auch 
und gerade im Westen), aufzufangen 
und die Themen, die uns immer noch 
wichtig sind und für die wir aufgrund 
unserer Geschichte besonders qualifi- 
ziert sind, in geordneter Form und mit 
einerkleinen materiellen Basis weiter 
bearbeiten zu können. 

Die Form einer Stiftung erscheint 
aus mehreren Gründen sinnvoll: 

+ Die Stiftung weisteine Reihe Ähn- 
lichkeiten mit dem Verein auf, um- 
geht jedoch viele Probleme, die aus 


Stiftung 


der Arbeit mit Vereinen hinlänglich 
unter dem Stichwort „Vereinsmeie- 
rei“ bekannt geworden sind. 

+ Die Stiftung bedarf - anders als ein 
Verein - keiner größeren Anzahl von 
Mitgliedern und Sympathisanten, um 
sinnvoll funktionieren zu können. 

% Eine Stiftung kann auch mit einem 
nur minimalen Apparat funktionie- 
ren, der in Anspruch genommen wer- 
den kann, falls ein konkreter Bedarf 
da ist, der aber nicht ständig unter 
dem Druck steht, wichtiger ausseben 
zu müssen, als er es tatsächlich im 
Moment ist. 

% Die Stiftung lebt im Kern von den 
Zinsen eines Vermögens, darf dieses 
Vermögen selbst jedoch nicht anta- 
sten. Sie ist damit grundsätzlich eine 
auf lange Zeit konzipierte Struktur 
(die es auch verträgt, wenn mal eine 
Zeitlang Winterschlaf eingeschaltet 
werden muß). Sie ist stark geschützt 
vor einer Mentalität, die darauf hin- 
ausläuft, das NEUE FORUM genau 
solange weiter am Leben zu erhalten, 
bis der letzte Groschen verbraucht ist. 
+ Stiftungen können und sollten auch 
um Spenden und Vermögenszuwachs 
ringen. Wir wissen aber, wie das mit 
unseren Spenden praktisch aussicht 
(auch die Partei/Bürgerbewegung 
NEUES FORUM könnte und sollte 
sich um Spenden kümmern.) und wie 
gering die Chance ist, daß sich da 
entscheidend etwas ändert. Eine Par- 
tei verliert sich, wenn niemand mehr 
sie wählt, wenn die Mitglieder versik- 
kern und die Parteikasse leer ist. Ein 
Verein geht unter, wenn es ihm nicht 
gelingt, kontinuierlich genügend Geld 
heranzuschaffen, egal ob von Einzel- 
personen, Unternehmen oder aus der 
Staatskasse. Eine Stiftung kann je- 
doch notfalls ewig leben, auch wenn 
es mit Spenden schlecht aussieht. 

% Es gibt deutliche Signale dahinge- 
hend, daß wesentliche Bestandteile 
unseres Anliegens von Fernerstehen- 
den auch unterstützt würden - und das 
umso mehr, je weniger das NEUE 
FORUM sich als Partei versteht. 

% Die gewählten Gremien des NEU- 


EN FORUM befassen sich mehr und 
mehr mit weniger und weniger Geld. 
Mir scheint, daß unsere mehr oder 
weniger trickreichen Bemühungen, 
„unseren“ Anteil an dem noch ge- 
meinsamen Suppentopf des NEUEN 
FORUM zu sichern, um das eigene 
Büro, das eigene Fax, das eigene Te- 
lephon noch ein wenig länger weiter 
trudeln zu lassen, entschieden zuviel 
Energie binden, die besser für die 
brachliegenden Inhalte einzusetzen 
wäre. Der Entschluß für eine Suftung 
würde uns von diesen fragwürdigen 
Zerrereien befreien. 

+ Eine Stiftung bietet die Chance, mit 
geringem Kraftaufwand die Funktion 
eines Leuchtturms (die das NEUE 
FORUM durchaus für kurze Zeit in- 
nehatte) zu bewahren. Wesentlich ist 
ein geeigneter Name, der die Her- 
kunft (vom NEUEN FORUM) und 
den Zweck der Stiftung unmittelbar 
eingängig macht. 


Problematisch ist die Stiftung für 
uns aus folgenden Gründen: 

+ Falls wir uns zur Stiftung durchrin- 
gen, kommt dieser Entschluß vermut- 
lich zu spät: alleLandesverbände sind 
dabei, den Rest des noch zentral vor- 
handenen Vermögens unter sich auf- 
zuteilen. Auf dem letzten Bundesfo- 
rum wurde ein bezüglich einer even- 
tuellen Stiftungsgründung fataler Be- 
schluß über die Aufteilung der 
Finanzen gefaßt. Wenn wir eine Stif- 
tung wollen, muß dieser Beschluß re- 
vidiert werden. Wenn die Landesver- 
bände auf der Aufteilung des Vermö- 
gens des NEUEN FORUM bestehen, 
braucht man über die Variante „Stif- 
tung“ nicht weiter nachzudenken. 

+ Eine Stiftung braucht einen Vor- 
stand (ca. 3), einen Stiftungsrat (ca. 5 
Personen) und üblicherweise einen 
Geschäftsführer. Besonders Ge- 
schäftsführer und Vorstand entschei- 
den praktisch und schwer von außen 
beeinflußbar, wen oder was die Stif- 
tung wann mit wieviel fördert. In der 
bestehenden Atmosphäre von Miß- 
trauen, Länderegoismus und Streit 
würde es sicher nicht leicht werden, 
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einvernehmlich die erforderlichen 
Positionen einer Stiftung mit profi- 
lierten, in der Öffentlichkeit bekann- 
ten, lebendigen und/aber natürlich in 
irgendeiner Form parteiischen Perso- 
nen zu besetzen. 

% Damit zusammen hängt ein weite- 
rer Punkt,derunserembisherigen An- 
spruch (weniger der Realität) wider- 
sprechen würde: wenn eine Stiftung 
ersteinmal gegründet ist, kann man 
sie kaum noch „von unten“ oder von 
der „Basis“ her wesentlich beeinflus- 
sen. 


Realsierung: 

Die Gründung einer Stiftung als Nach- 
folgeform des NEUEN FORUM müß- 
te ganz ähnlich erfolgen, wie die 
Gründung eines Nachfolgevereins. 
Der direkte Weg bestünde in der 
Gründung der Stiftung, gefolgt von 
einem Beschluß des Bundesforums 
über die Auflösung des NEUEN FO- 
RUM (2/3-Mehrheit), der durch eine 
Urabstimmung der Mitglieder des 
NEUEN FORUM (2/3-Mehrheit in 
allen Regionen) zur Auflösung bestä- 
tigt werdenmuß. Wird der Auflösung 


zugestimmt, könnte der Stiftung des 
Vermögen des NEUEN FORUM 
übertragen werden. Der entsprechen- 
de $ 14,(2) derRahmensatzung wurde 
jedoch bewußt so formuliert, daß er 
kaum umsetzbar ist. (Er ist mir auch 
nicht ganz, verständlich.) 

Der (leichtere) indirekte Weg bestün- 
de in einer Reihe von Satzungsände- 
rungen, die Stück für Stück aus der 
jetzigen Satzung des NEUEN FO- 
RUM die Satzung einer Stiftung 
macht. Dafür braucht man 2/3 der 
Delegierten eines Bundesforums. 
Wesentlich erscheint der Unterschied, 
daß eine bundesweite Stiftung vom 
Bundesrat, eine Stiftung auf Landes- 
ebene von der Landesregierung ge- 
nehmigt werden muß, die Stiftungs- 
gründung ist also etwas höher ange- 
bunden, als eine Vereinsgründung. 
Das ist aber nur eine Formsache, die 
schlimmstenfalls Zeit kostet (wenn 
denn der Inhalt der Satzung vernünf- 
üg is). 

Die Zweckbestimmung ist so zu wäh- 
len, daß sie weit genug gefaßt ist, um 
auf lange Zeitsinnvoll damitarbeiten 
zu können. Sie sollte auch so gefaßt 


sein, daß die Stiftung steuerfrei arbei- 
ten und Spendenbescheinigungen 
ausstellen darf. Sie sollte so konkret 
sein, daß Geschäftsführer und Vor- 
stand unmißverständlich gehalten 
werden, im Sinne der Satzung zu ar- 
beiten, sollte aber deren Handlungs- 
freiheit nicht knebeln. 

„Die Satzungszwecke und die Art ih- 
rer Verwirklichung müssen so genau 
bestimmt werden, daß aufgrund der 
Satzung geprüft werden kann, ob die 
satzungsgemäßen Voraussetzungen 
für die Steuerbegünstigung gegeben 
sind.“ ( Abgabenordnung $60,1) 
Zweck könnte sein: Bildung und Er- 
ziehung auf dem Gebiet der Bürger- 
rechte im weitesten Sinn (nicht nur 
Stasi und Bürgerrechte, auch Bürger- 
rechte und Umweltschutz, Bürger- 
rechte und Völkerverständigung (s. 
Kohl-Besuch), Bürgerrechte und Kin- 
der-/Frauen-/Männer-/Alten-Situati- 
on, BürgerrechteundRechtsstaatlichkeit. 
SEBASTIAN PFLUGBEIL 

(BERrUN) 


Eine entsprechende Satzung wird im näch- 
sten Bulletin veröffentlicht. 


AG "Zurück auf den Boden der Tatsachen” 


Ziel des Vorschlags: 


% Erhalten, was am NEUEN FO- 
RUM noch lebendig ist. 

© Abschütteln von Gremien, Funk- 
tionen und Ämtern. 

% Erhalt des NEUEN FORUM als 
wählbare Organisation im Sinne des 
Parteiengesetzes. 

© Weg vom Delegiertenprinzip - hin 
zu freiwilliger Teilnahme. 


Nach juristischer Prüfung kann dies 
durch folgende Satzungsänderung 
erreicht werden: 


alt: $ 1 (2) Sitz der Vereinigung ist 
Berlin. Das Tätig ...” 


neu: "Der Sitz der Vereinigung wird 
vom Bundesforum für den Zeitraum 
bis zum nächsten Bundesforum je- 
weils neu festgelegt. Das Tätig ...” 


alt: 86 (1) "Das Bundesforum ist die 
Versammlung von Delegierten. Sie 
findet mindestens alle zwei Jahre statt 
neu: "Das Bundesforum ist die Voll- 
versammlung aller Mitglieder. Sie 
findet mindestens alle zwei Jahre 
statt.” (Rest ist ersatzlos zu streichen) 


alt: $ 8 (1) Zweiter Satz: "Der BKR 
besteht aus mindestens 3 Mitgliedern 
aus jedem Landesverband.” 


neu: "Der BKR bestcht aus minde- 
stens einem Mitglied aus jedem Lan- 
desverband.” 


Resultat: 


In Städten und Gemeinden können 
die Gruppen, die sich meist um 
Kommunalparlamentsabgeordnete 
gruppieren weitermachen wie bis- 


her. Wer Interesse an überregiona- 
ler Zusammenarbeit hat, kann zur 
Mitgliedervollversammlung fahren 
und hat dort Stimmrecht (Wegfall 
des Delegiertenprinzips, d.h. Weg- 
fall von vorbereitenden Vollver- 
sammlungen auf denen man sich gc- 
genseitig wählt oder händeringend 
nach Delegierten sucht, die dann 
lustlos die Last auf sich nehmen.) 
DerBKR beschränkt sich auf Verwal- 
tung und Koordinierung. Die Bildung 
thematischer Arbeitsgruppen zu über- 
regionalen Themen, die sich dann 
auch öffentlich äußern können ist par- 
allel dazu jederzeit möglich. 


‚ROLF WALTER 
(BerUN) 
SABINE WOLFF 
(Hauıe) 
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Progressive Neustrukturierung 


Der vorliegende Entwurf einer 
neuen Bundessatzung gestattet 
der politischen Organisation 
NEUES FORUM ein gesichertes 
Weiterbestehen in der gegebenen 
Parteienlandschaft. Dabei ist es 
das Anliegen, die Erfahrungen 
mit unseren Strukturen und die 
‚Anforderungen des Parteienge- 
setzes in Einklang zu bringen. 
Daraus ergibt sich auf der einen 
Seite eine umfangreiche Struktur, 
die auf der anderen Seite eine 
sehr breite Einbeziehung von 
Mitgliedern des NEUEN FORUM 
zur Erfüllung dieser Struktur 
ermöglicht. Verpflichtet sahen 
sich die Verfasser, die Basisfor- 
derungen nach mehr innerorga- 
nisatorischer Demokratisierung 
umzusetzen. Gleichzeitig mußte 
der Notwendigkeit nach mehr 
Verbindlichkeit, die persönliche 
Verantwortung für die übernom- 
menen Aufgaben zukünftig erfor- 
dert, Rechnung getragen werden. 
Die Verfasser des Entwurfes 
sehen die Neustrukturierung des 
NEUEN FORUM als ersten Schritt 
an. Es ist klar, daß wichtiger als 
neue Strukturen ein neues Pro- 
gramm, neue Mitglieder und 
mehr Engagement sind. Dieser 
Satzungsentwurf soll die Grund- 
lage für die Umsetzung unserer 
Ziele sein. 

Der Entwurf wurde von Mitglie- 
dern aus fünf Landesverbänden 
erarbeitet. 

Die Verfasser stellen in in $ 10 
Absatz 1 zwei Varianten über 
die Zusammensetzung des Bun- 
desvorstandes zur Diskussion 


Endredaktion: 

MıcnaEL BaEHR (BERLIN), GUDRUN 
BERG (WEIMAR), MATTHIAS BÜCHNER 
(ERFURT), Dr. MARTIN HERTNECK 
(FÜRSTENWALDE), THOMAS SCHUBERT 
(SCHÖNEICHE), WERNER STREMLOW 
(BARNm), Dr. Bruno TouchE (HALLE) 


& 1 Name und Sitz 


(1) Die politische Vereinigung führt 
den Namen NEUES FORUM. Die 
Kurzbezeichnung lautet FORUM. 


(2) Sitz der politischen Vereinigung 
ist Berlin. Das Tätigkeitsgebiet der 
politischen Vereinigung ist die Bun- 
desrepublik Deutschland. 


(3) Landesverbände führen den Na- 
men NEUES FORUM mit dem Zu- 
satz des jeweiligen Ländernamens. 


$2 Mitgliedschaft 


(1) Mitglied des NEUEN FORUM 
kann werden, wer das 14. Lebensjahr 
vollendet hat, den Grundsätzen zu- 
stimmt 'und die Satzung anerkennt. 
Die Mitgliedschaft von in anderen 
Parteien, Organisationen und Verei- 
nigungen i.S.d. Parteiengesetzes Or- 
ganisierten ist nicht zulässig. 


(2) Wer Mandate oder Funktionen auf 
Bundes-, Landesoder Kommunalebe- 
ne für das NEUE FORUM innehat 
oder sich um diese bewirbt, hat eine 
schriftliche eidesstattliche Erklärung 
abzugeben, daß er nicht inoffizieller 
‚oder hauptamtlicher Mitarbeiter des 
MIS/AFNS oder eines anderen Ge- 
heimdienstes war, ist oder während 
der Wahlperiode wird. Das Mitglied 
hat seine Zustimmung zur Überprü- 
fung zu erteilen. Die gleiche Rege- 
lung findet Anwendung bei Abgeord- 
neten, Fraktionsmitarbeitern sowie 
Mitarbeitern der Verwaltungen bzw. 
Bewerbern um diese Funktion. Das 
Ergebnis des Auskunftsersuchens be- 
wertet für die Landes- und Kommu- 
nalebene der jeweilige Landesvor- 
stand bzw. abschließend der Bundes- 
vorstand für alle Ebenen. Die Bewer- 
tung ist für die betreffende Person 
verbindlich. 


(3) Über die Aufnahme eines Mitglie- 
des entscheidet das vertretungsbe- 
rechtigte Gremium des Gebietsver- 
bandes, bei dem der Aufnahmeantrag 
gestellt wurde. Gegen die Zurück wei- 
sung eines Aufnahmeantrages kann 


der Bewerber bei der zuständigen 
Mitgliederversammlung Einspruch 
einlegen. Über die Mitgliedschaft 
wirdmiteinfacher Mehrheitentschie- 
den. 


(4) Die Mitgliedschaftendetmit Aus- 
tritt, bei Beitragsrückstand von sechs 
Monaten nach einmaliger schriftli- 
‚cherMahnung, durch Ausschluß oder 
Tod. Der Ausschluß ist bei Verstoß 
gegen die Satzungmöglich, wenndem 
NEUEN FORUM damit schwerer 
Schaden zugefügt wird. Der Aus- 
schluß von Mitgliedern bestimmt sich 
nach $ 12, Abs. 4 dieser Satzung 
i.V.m. der jeweiligen Schlichtungs- 
ordnung. 


& 3 Rechte und Pflichten 
der Mitglieder 


(1) Jedes Mitglied hat das Recht 


1. an der politischen Willensbildung 
der politischen Vereinigung mitzu- 
wirken, insbesondere durch Ausspra- 
chen, Anträge, Abstimmungen und 
Wahlen, 
2.anderDelegiertenversammlung als 
Gast teilzunehmen, 

3. im Rahmen der Gesetze und dieser 
Satzung an der Aufstellung von Kan- 
didatInnen mitzuwirken, “ 
4. sich selbst bei diesen Anlässen um 
eine Kandidatur zu bewerben, 

5. innerhalb der Vereinigung das ak- 
tive und passive Wahlrecht auszu- 
üben, 

6. an allen Sitzungen von Arbeits- 
gruppen, Ausschüssen und Gremien 
teilzunehmen, 


(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die 
Grundsätze und Ziele des NEUEN 
FORUM zu unterstützen und seine 
Beiträge zu entrichten. 


$4 Gliederung 


(1) Der Bundesverband gliedert sich 
in Basisgruppen (Kommunalebene), 
Kreis- und Landesverbände. Der Gel- 
tungsbereich der Verbände und Grup- 
pen soll sich mit der entsprechenden 
Gliederung in Gemeinden, Landkrei- 


23.01.96 


NEUES FORUM 
BULLETIN 


Nr. 41 Seite 91 


sen, Regierungsbezirken und Ländern 
decken. Basisgruppen sollen minde- 
stens drei Mitglieder haben. 


(2) Die Basisgruppe ist die kleinste 
lokal arbeitende Gliederung. Basis- 
gruppen können auf kreislicher Ebe- 
ne Kreisverbände bilden. Das be- 
schlußfassende Gremium auf kreis- 
licher Ebene ist die Kreismitglie- 
derversammlung. Sie kann einen 
Sprecherrat wählen. 


(3) Das Landesforum ist das höchste 
beschlußfassende Gremium auf Lan- 
desebene. Das Nähereregeln dieLan- 
dessatzungen. 


(4) Die Kreis- und Landesverbände 
haben Programm-, Satzungs-, Finanz- 
und Personalautonomie. Die Finanz- 
autonomie besteht im Rahmen dieser 
Satzung sowie der geltenden Kassen- 
und Finanzordnung. Programm und 
Satzung dürfen den programmati- 
schen Grundsätzen und Zielen des 
NEUEN FORUM nicht widerspre- 
chen. DieLandessatzungenregeln das 
Nähere. 

Verstoßen Programm oder Satzung 
eines Landesverbandes gegen die 
Grundsätze und Ziele des NEUEN 
FORUM, kann der Bundesvorstand 
dies gegenüber dem Landesvorstand 
des betreffenden Landesverbandes 
beanstanden. Kommt der Landesver- 
band der Beanstandung nicht nach, 
können der Länderrat oder der Bun- 
desvorstand mit einer Zweidrittel- 
Mehrheit ihrer Mitglieder oder ein 
Bundesforum Ordnungsmaßnahmen 
nach $ 12, Absatz 5 dieser Satzung 
aussprechen. 

Ordnungsmaßnahmen in diesem Sin- 
ne können entweder der Bundesvor- 
stand, der Länderrat oder ein Bundes- 
forum außer Kraft setzen. 


$5 Gremien 


(1) Gremien im Sinne des Parteienge- 
setzes sind 
das Bundesforum 
- der Länderrat 
- der Finanzrat 
- der Bundesvorstand 
(2) Die Gremien der Landesverbände 
und ihrer Untergliederung werden 


durch die Satzung der Landesverbän- 
de festgelegt, soweit diese Satzung 
nichts anderes bestimmt. 


$ 6 Das Bundesforum 


(1) Das Bundesforum ist das höchste 
Gremium des NEUEN FORUM und 
faßt Beschlüsse auf Bundesebene. 


(2) Das Bundesforum kann als Dele- 
gierten- oder als Mitgliedervollver- 
sammlung durchgeführt werden. Auf 
Antrag i 

1. des Bundesforum 

2. eines mit mindestens Zweidrittel- 
Mehrheit gefaßten Beschlusses des 
Länderrates 

3. eines Zehntels der Mitglieder oder 
eines Zehntels der Kreisverbände 

4. von zwei Landesforen 

wird das Bundesforum als Mitglie- 
dervollversammlung durchgeführt. 
Es findet mindestens alle zwei Jahre 
statt. 


(3) Der Bundesvorstand beruft das 
Bundesforum in derRegel zwölf Wo- 
chen vorher durch schriftliche Mittei- 
lung an die Basisgruppen, bei einer 
Mitgliedervollversammlung an die 
Mitglieder, unter Beifügung der vor- 
läufigen Tagesordnung ein. 


(4) Die Delegierten werden in den 
Basisgruppen gewählt. Jede Basis- 
gruppe hat den Anspruch, Delegierte 
zu entsenden: Drei Mitglieder einen 
Delegierten, bis zu sechs Mitglieder 
zwei Delegierte, bis zu neun Mitglie- 
der drei Delegierte usw 


(5) Zu den Aufgaben des Bundesfo- 
rum gehört: 

1. Die Beschlußfassung über: 

- die Satzung 

- das Programm 

- die politischen Grundsätze 

- den Rechenschaftsbericht des Bun- 
desvorstandes und des Bundesschatz- 
meisters 

- die Entlastung des Bundesvorstan- 
des und des Bundesschatzmeisters 

- die Schlichtungsordnung des Bun- 
desverbandes, die Finanzordnung und 
die Kassenordnung 
-dieordnungsgemäß vorgelegten An- 
träge und die Zulassung von Dring- 


lichkeitsanträgen 

- die Verabschiedung des Haushalts- 
planes 

- die Annahme des Berichts des Bun- 
desfinanzrats 

- die Auflösung von Landesverbän- 
den bei schwerwiegenden Verstößen 
gegen die Grundsätze und diese Sat- 
zung mit Zweidrittel-Mehrheit der 
Stimmberechtigten. 


2. Die Wahl 

- des Bundesvorstandes und aus des- 
sen Mitte drei Bundessprecher 

- des Bundesschatzmeisters 

- der drei Rechnungsprüfer 

- der Bundesschlichtungsstelle 


(6) Das außerordentliche Bundesfo- 
rum ist mit einer Frist von sechs Wo- 
chen einzuberufen 

1. aufBeschluß desordentlichen Bun- 
desforum 

2. auf einen mit mindestens Zweidrit- 
tel-Mehrheit gefaßten Beschluß des 
Länderrates 

3. auf einen mit mindestens Zweidrit- 
tel-Mehrheit gefaßten Beschluß des 
Bundesvorstandes 

3. auf Antrag eines Zehntels der Mit- 
glieder oder eines Zehntels der Kreis- 
verbände 

4. auf Antrag von zwei Landesforen 


(7) Anträge, die auf dem Bundesfo- 
rum behandelt werden sollen, müssen 
mindestens acht Wochen, bei einem 
außerordentlichen Bundesforum min- 
destens drei Wochen vor dem Bun- 
desforum dem Bundesvorstand vor- 
liegen. Spätestens vierbzw. zwei Wo- 
chen (Poststempel) vor dem Bundes- 
forum sollen die Anträge an die 
Basisgruppen verschickt werden. An- 
tragsberechtigt sind Basisgruppen, 
Kreis- und Landesverbände, der Län- 
derrat, der Bundesvorstand, der Fi- 
nanzrat sowie zehn Mitglieder, die 
gemeinschaftlich einen Antrag stel- 
len. Dringlichkeitsanträge werden 
behandelt, wenn sie nicht von der 
Mehrheit der Delegierten abgelehnt 
werden. 


(8) Beschlüsse und Wahlergebnisse 
sind zu protokollieren und vom 
Schriftführer und der Tagungsleitung 
zu unterzeichnen. Das Protokoll wird 
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unmittelbar nach seiner Fertigstellung 
den Mitgliedern der Tagungsleitung 
und des Bundesvorstandes übersandt. 
Das Protokoll gilt als angenommen, 
wenn innerhalb von vier Wochennach 
Übersendung (Poststempel) kein Ein- 
spruch erfolgt ist. 


(9) Das Bundesforum gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 


(10) Das Bundesforum ist beschluß- 
fähig, wenn und solange die Hälfte 
der von der Mandatsprüfungskom- 
mission festgestellten Stimmberech- 
tigten anwesend ist. Das Bundesfo- 
rum wird von zwei Bundessprechern 
oder sieben Mitgliedern des Bundes- 
vorstandes eröffnet. 


$ 7 Länderrat 


(1) Der Länderrat ist das höchste Gre- 
mium zwischen den Bundesforen. Er 
besteht aus den von den jeweiligen 
Landesverbänden zu wählenden bis 
zu vier Mitgliedern bzw. deren Stell- 
vertreten aus jedem Landesverband. 
Die Mitglieder des Bundesvorstandes 
sind im Länderrat stimmberechtigt. 


(2) Der Länderrat tritt mindestens 
zweimal im Jahr zusammen. 


(3) Der Länderrat setzt und beschließt 
die politischen Schwerpunkte des 
Bundesverbandes zwischen den Bun- 
desforen. Er kann Berichte des Fi- 
nanzrates anfordern. 


(4) Der Länderrat gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung 


(5) Der Länderrat ist beschlußfähig, 
wenn und solange mehr Vertreter der 
Landesverbände als Mitglieder des 
Bundesvorstandes anwesend und 
mehr als die Hälfte der Landesver- 
bände anwesend sind. 


88 Finanzrat 


(1) Der Finanzrat besteht aus dem 
Bundesschatzmeister und je einem 
von den jeweiligen Landesforen zu 
wählenden Mitglied bzw. dessen 
Stellvertreter aus jedem Landesver- 
band. 


(2) Der Finanzrat tritt mindestens alle 
zwei Monate zusammen. 


(3) Zu den Aufgaben des Finanzrates 
gehört: 

- die Erarbeitung des Haushaltsent- 
wurfes des Bundesverbandes und der 
mittelfristigen Finanzplanung 

- die Erarbeitung von Beschlußvorla- 
‚gen über Finanzanträge an den Bun- 
desvorstand 

die Entgegennahme des Berichtsdes 
Bundesschatzmeisters über die Situa- 
tion der Finanzen des Bundesverban- 
des. 


(4) Der Finanzrat ist berechtigt, die 
Rechnungsprüfer mit der Überprü- 
fung der Kassenführung und der Ab- 
rechnung der Landesverbände zu be- 
auftragen. 


(5) Der Finanzrat gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 


& 9 Bundesschatzmeister 


(1) Der Bundesschatzmeister wird 
vom Bundesforum gewählt. Er ist 
stimmberechtigtes Mitglied des Bun- 
desvorstandes. 


(2) Der Bundesschatzmeister ist ver- 
pflichtet an den Sitzungen des Bun- 
desvorstandes und an den Sitzungen 
des Finanzrates teilzunehmen. 


(3) Der Bundesschatzmeister ist ver- 
antwortlich und haftet für: 

- die ständige Überwachung der fi- 
nanziellen Angelegenheiten der Bun- 
desgeschäftsstelle, insbesondere der 
Kontenführung, sowie der satzungs- 
gemäßen Verwendung der Bundes- 
mittel 

- die Erarbeitung der jährlichen Re- 
chenschaftsberichte des Bundesver- 
bandes nach den Anforderungen des 
Parteiengesetzes 


$ 10 Bundesvorstand 


(1) Der Bundesvorstand ist das für die 
Bundesebene zuständige Gremium 
zwischen den Bundesforen bzw. den 
Länderratssitzungen. Seine gleichbe- 
rechtigten Mitglieder werden vom 
Bundesforum gewählt. 


VARIANTE a) 

Der Bundesvorstand besteht aus je 
zwei Vertretern aus jedem Landesver- 
band und dem Bundesschatzmeister. 


VARIANTE b) 

Der Bundesvorstand besteht aus drei- 
zehn Mitgliedern - darunter der Bun- 
desschatzmeister - unabhängig da- 
von, welchem Landesverband sie an- 
gehören. 2 


‚Ausder Mitte der Mitglieder des Bun- 
desvorstandes wählt das Bundesfo- 
rum drei gleichberechtigte Bundes- 
sprecher, von denen jeweils zwei ge- 
meinschaftlich den Bundesverband 
gemäß $ 26, Abs. 2 BGB nach außen 
vertreten. 


(2) Der Bundesvorstand tagt minde- 
stens einmal im Monat. Seine Mit- 
glieder sind zur Teilnahme an den 
Sitzungen verpflichtet. 


(3) Die Amtsperiode beträgt höch- 
stens zwei Jahre. Eine Wiederwahl 
der Mitglieder des Bundesvorstandes 
istmit Zweidrittel-Mebrheitmöglich. 


(4) Der Bundesvorstand unterhält eine 
Bundesgeschäftsstelle am Sitz der 
Vereinigung. 


(5) Der Bundesvorstand ist an Be- 
schlüsse des Bundesforum, des Län- 
derrates und die Ergebnisse von Ur- 
abstimmungen gebunden. 


(6) Der Bundesvorstand gibtsich eine 
Geschäftsordnung. 


(7) Der Bundesvorstand ist beschluß- 
fähig, wenn und solange die Hälfte 
seiner Mitglieder, darunter ein Bun- 
dessprecher, anwesend ist. 


$ 11 FORUM-Rat 


(1) Zur Kontrolle des Bundesvorstan- 
des und des Länderrates wählt das 
Bundesforum einen FORUM-Rat. 


(2) Ihm gehören drei vom Bundesfo- 
rum zu wählende Mitglieder an. Mit- 
glieder des FORUM-Rates dürfen 
nicht gleichzeitig Mitglieder in Bun- 
des- und Landesgremien sein. 
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(3) Der FORUM-Rat behandelt alle 
Beschwerden über den Bundesvor- 
stand, den Länderrat und deren Mit- 
glieder. 


(4) Er hat das Recht, dem Bundesfo- 
rum Bericht zu erstatten. 


8 12 Schlichtungsstellen 


(1) Auf Bundes- und Landesebene 
bestehen Schlichtungsstellen. 


(2) Die Bundesschlichtungsstelle be- 
steht aus drei vom Bundesforum auf 
die Zeit von zwei Jahren gewählten 
Mitgliedern und den jeweils zu be- 
nennenden Beisitzern. Für jeden zu 
entscheidenden Fall kann jede der 
beiden streitenden Seiten je einen 
Beisitzer benennen. Für die Bundes- 
schlichtungsstelle werden bis zu drei 
Stellvertreter gewählt. Ihre Rangfol- 
ge bestimmt sich nach der bei der 
Wahl erhaltenen Stimmenzahl. 


(3) Alle Mitglieder der Schlichtungs- 
stellen sind unabhängig und an Wei- 
sungen nicht gebunden. 


(4) Die Bundesschlichtungsstelle ent- 
scheidet über die Beschwerde gegen 
den Spruch einer Landesschlichtungs- 
stelle sowie bei Streitigkeiten über 
die Auslegung dieser Satzung. 


(5) Zulässige Ordnungsmaßnahmen 
sind die Amtsenthebung, Aussetzung 
der Mitgliedsrechte, das Verbot, für 
bestimmte Zeit in der Vereinigung 
ein Amt bekleiden zu können, die 
Verwarnung und der Ausschluß. 
Ordnungsmaßnahmen können ausge- 
sprochen werden, wenn das Mitglied 
gegen die Satzung oder die Grundsät- 
ze des NEUEN FORUM verstößt. 


(6) Das Nähere regelt die Schlich- 
tungsordnung. 


813 Wahlen 


(1) Das NEUE FORUM wirkt an der 
politischen Willensbildung mit, in- 
dem es sich insbesondere durch Auf- 
stellung von Bewerbern an den Wah- 
len in Bund, Ländern und Gemeinden 
beteiligt. 


(2) Auf Bewerberlisten für Wahlen zu 
Volksvertretungen können Mitglieder 
von Basisorganisationen, Bürgerin- 
itiativen und sozialen Interessenver- 
bänden kandidieren, auch wenn sie 
nicht Mitglied des NEUEN FORUM 
sind. Die Aufstellung von Bewerber- 
listen soll in enger Kooperation und 
‚Abstimmung mit diesen Gruppen ge- 
schehen. Diese Gruppen können Be- 
werber für die Liste der Wahlver- 
sammlung vorschlagen und deren 
Wahl empfehlen. 


814 
Unvereinbarkeitsregeln 


(1) Europaparlaments-, Bundestags- 
und Landtagsabgeordnete dürfen 
nicht gleichzeitig Mitglied des Bun- 
desvorstandes oder des Länderrates 
sein. 


(2) Mitglieder der Schlichtungsstel- 
len dürfen gleichzeitig kein anderes 
Amt und keine andere Funktion im 
NEUEN FORUM innehaben. 


(3) Mitglieder des Finanzrates, mit 
Ausnahme des Bundesschatzmei- 
sters, können nicht gleichzeitig Mit- 
glied des Bundesvorstandes sein. 


8 15 Urabstimmung 


(1) Eine Urabstimmung wird durch- 
geführt auf Verlangen: 

- des Bundesforum 

- des Länderrates 

- von einem Zehntel der Mitglieder 
‚oder einem Zehntel der Kreisverbän- 
de 

- von zwei Landesforen 


(2) Nach Verlangen gemäß Abs. 1 ist 
vom Bundesvorstand unverzüglich 
die Urabstimmung einzuleiten. Den 
Inhalt der zur Urabstimmung gestell- 
ten Fragen legen die Antragsteller 
fest. 


(3) Es entscheidet die Mehrheit von 
Zweidrittel der abgegebenen Stim- 
men. Die Urabstimmung erlangt ihre 
Gültigkeit durch Teilnahme von min- 
destens 25% der Mitglieder. 


(4) Das Ergebnis einer gültigen Urab- 


stimmung ist für alle Gremien des 
NEUEN FORUM bindend. 


(6) Die Kosten der Urabstimmung 
trägt der Bundesverband. 


(6) Ein einmal urabgestimmter Inhalt 
kann erst nach Ablauf von einem Jahr 
erneut Gegenstand eines Urabstim- 
mungsverfahrens sein. 


$ 16 Grundsätze der 
Finanzordnung 


(1) Die Finanzordnung ist auf Vor- 
schlag des Finanzrates vom Bundes- 
forum zu beschließen. 


(2) Die Finanzordnung muß Regelun- 
‚gen darüber enthalten, daß: 

-der Bundesvorstand zum Ende jedes 
Kalenderjahres (Rechnungsjahr) über 
die Herkunft und die Verwendung der 
Mittel, die dem NEUEN FORUM in- 
nerhalb des Kalenderjahres zugeflos- 
sen sind, in einem Rechenschafisbe- 
richt öffentlich Rechenschaft zu ge- 
ben hat. Im Rechenschaftsbericht ist 
auch die Zahl der beitragspflichtigen 
Mitglieder zum Ende des Rechnungs- 
jahres zu verzeichnen. 

-der Rechenschaftsbericht von einem 
unabhängigen Wirtschaftsprüfer ge- 
mäß den Vorschriften des Parteienge- 
setzes zu prüfen ist. 

- der Rechenschaftsbericht bis zum 
30. September des dem Rechnungs- 
jahr folgenden Jahres beim Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages ein- 
zureichen ist. 

- der Rechenschaftsbericht dem je- 
weils nächsten Bundesforum zur Be- 
stätigung vorzulegen ist. 

- der Rechenschaftsbericht auch je- 
dem Mitglied des NEUEN FORUM 
zugänglich sein muß. 

-der Rechenschaftsbericht die in $ 24 
Parteiengesetz vorgeschriebene Glie- 
derung aufzuweisen hat. 


(3) Die Landesverbände sind ver- 
pflichtet ihre Rechenschaftsberichte 
bis zum 31. März des dem Rech- 
nungsjahr folgenden Jahres an den 
Bundesvorstand einzureichen. 
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(4 In der Kassenordnung ist neben 
den Bestimmungen über die Kassen- 
führung die Buchführung über die re- 
chenschaftspflichtigen Einnahmen 
und Ausgaben sowieüber das Vermö- 
‚gen näher zu regeln. 


$ 17 Satzungsänderung, 
Auflösung und 
Verschmelzung 

(1) Satzungsänderungen bedürfen ei- 
ner Mehrheit von Zweidrittel der 
Stimmberechtigten. Sie können nicht 


Gegenstand eines Dringlichkeitsan- 
trages sein. 


(2) Über Auflösung und Verschmel- 
zung entscheidet das Bundesforum 
mit Zweidrittel-Mehrheit der Stimm- 
berechtigten bei vorliegender Be- 
schlußfähigkeit gemäß $ 6, Abs. 10 
dieser Satzung. Der Beschluß erhält 
seine Wirksamkeit durch eine Urab- 
stimmung, die ebenfalls mit Zwei- 
drittel-Mehrheit in den jeweiligen 
Kreisverbänden ausfallen muß. Zur 
Teilnahmean der Urabstimmung sind 
alle Mitglieder verpflichtet, sie hat 
schriftlich und anonym zu erfolgen. 
Nicht abgegebene Stimmen zählen 
nicht. Die Mitgliedschaft von Mit- 
gliedern, die nach einmaliger Mah- 
nung die Teilnahme an der Urabstim- 
mung versagen, giltalsruhend. Kreis- 


verbände, deren Mitglieder der Ver- 
schmelzung oder Auflösung nicht 
zugestimmt haben (Zweidrittel- 
Mehrheit), bleiben als Verbände des 
NEUEN FORUM bestehen. 

Bei Auflösung oder Verschmelzung 
eines Landesverbandes geht dessen 
Vermögen an den Bundesverband. 
Bei Auflösung des Bundesverbandes 
wird das Vermögen anerkannten ge- 
meinnützigen Vereinen überwiesen. 
Die genaue Aufteilung des Vermö- 
‚gens wird im Auflösungsbeschluß ge- 
regelt. Bei Verschmelzung des Bun- 
desverbandes wird das Vermögen in 
die Verschmelzungsmasse einge- 
bracht. 


Leserbriefe 


Thesen über eine 
gesellschaftlich irrelevante 
Randgruppe 


Anmerkung zu den Thesen von 
Malte Letz (Bulletin Nr. 40, S. 5) 


Bevor Herr Malte Letz seine Thesen 
vor dem Bundesforum in Arendsee 
explizierte, hätte er besser mal mit 
Forum-Leuten reden sollen, als nur 
über sie. Ich glaube nicht, daß im 
NEUEN FORUM irgendwer lar- 
moyant ist; auch sähe das Leben sehr 
armselig aus, wenn wir es nur noch 
auf „Gegenwart und nahe Zukunft” 
festlegen sollten. Wollte uns hier 
schon wieder jemand irgendwelche 
Verdrängungsmechanismen sugge- 
rieren? 

P.S.: Bitte macht das Informations- 
Bulletin nicht zu einem Comic-Heft. 
PETER SCHULZE 

Neues Forum GÜSTROW 


Liebe Friedensfreunde vom 
NEUEN FORUM! 


Zunächst auch bei mir und meinen 
politischen Freundinnen und Freun- 
den völliges Unverständnis über das 
„Kohl-Kränzchen“ bei Bärbel Boh- 
ley. Ja, wenn man noch wenigstens 


gelesen hätte, d a ß und wie sie ihm 
den politischen Marsch geblasen hät- 
te, daß er fast empört den Raum ver- 
lassen hätte ... nichts! 

Zweimal habe ich aufmerksam die 
„PolitischenThesen“ des BKR gele- 
sen. Alles richtige Forderungen, aber 
alles rührend brav nur gefordert von 
Politikern, die das meiste doch nicht 
tun werden. Rafft Euch doch mal auf, 
zu sagen: „Wenn Ihr die und die For- 
derung nicht bald erfüllt, werden wir 
uns in der Tat und durch die Tat 
verweigern.“ f 
Warum sollen nur „Kriegsdienstver- 
weigerer“ ihrem Gewissen folgen, 
sogar folgen dürfen und NEIN sagen 
zum Kriegsdienst mit der Waffe. Wir 
Zivilisten, so schlage ich vor, treten 
von der Zumutung, einen Kriegsein- 
satz unterstützen zu sollen, vornehm 
zurück. Das tun sogar Minister, wenn 
sie die in sie gesetzten Erwartungen 
nicht erfüllen! Warum sollten wir 
Basisdemokraten dahinter zurückste- 
hen? 

Alle Menschen im „Beitrittsgebiet“ 
sollten den Beitrittin eine Zivilvertei- 
digung ablehnen und in den Ämtern 
jede Mitarbeit verweigern. 


Mit freundlichen Grüßen 
‚RUDoLF PRAHM, BREMEN 


Empfehlung 


europäische ideen 
Heft 96: StasiSachen 6 


Inhalt: R 
SieghardPohl/MfS: Vernehmungs- 
protokolle 1964 ä 
MfS-Akten Robert Havemann (GI 
Leitz), Jürgen Fuchs 

Karl Corino: Die Akte Kant. 9 Stim- 
men 

Uwe Kolbe über IM “Albert” alias 
Peter Mugay 

Angelika Barbe über MonikaMaron 
Bohley/Fuchs: Appell an Kohl 
Erklärung von Bürgerrechtlern 


Hrsg. Andreas W. Mytze. 

Bezug: Buchhandlung Zimmer- 
mann, Schloßstr. 29, 14059 Berlin 
Fon 030-342 40 44 


Zitat aus e.i. 96: 


Günter Ullmann: 
Einst und Jetzt 


einst sozialistischer leiter 
Jetzt chef 


einst dissident 
Jetzt arbeitslos 


einst hoffnung 
Jetzt .. 
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Den grundsätzlichen 
Abwärtstrend 
gibt es nicht 


Zwölf Bemerkungen zu den 
„Zwölf Thesen über die Verant- 
wortung der 89er Bürgerrechtler 
für ihren Abwärstrend” 


1. Die 89er waren eine kleine und 
eingeschworene Gruppe, die mit küh- 
ner Zukunftsvision kurzzeitig viele 
Menschen begeisterten und langfri- 
stig wenig Leute zur dauerhaften Ar- 
beit gewannen. Insofern waren sie.- 
im Vergleich zu Volksparteien von 
‚Anfang an „einsam“. 

2. Die interne Analyse hat durchaus 
stattgefunden. Sie erbringt konkrete 
Ergebnisse in der Zuordnung aktiver 
89er in Parteien, in denen Wirksam- 
keit durch "saubere Vergangenheit” 
garandert wird. 


3. Neben Resignation und Ratlosig- 
keit die zweifellos ernstzunehmende 
Faktoren sind, haben sich die 89er 
durchausFachkompetenz angeeignet, 
die heute unverzichtbar ist. Es wird 
Fleißarbeit geleistet, die nicht 
schlechter als die in beliebigen Par- 
teien zu werten ist. 

4. Der Moralismus der 89er besteht zu 
wesentlichen Teilen in der gegenüber 
jedermann unbarmherzigen Nachfra- 
ge ”Wie hältst Du’s mit der Stasi?” 
Diese Nachfrage betrifft auch die ”ei- 
‚genen Leute”. Dabei sind viele von 
uns durch das eigene Sieb gefallen. 
Obwohl dazu von außen laut gelacht 
wird, ist das gar nicht schlecht. 


5. Als Randgruppe der bundesdeut- 
schen Politlandschaft genießen die 
89er den Medienstellenwert, der zu 
erwarten ist, wie er ist. Mehr ist zur 
Zeit nicht drin. Die von den Medien 
gefragten Personen sind namentlich 
als Ansprechpartner bekannt und wir- 
ken damit automatisch prominent, 
ohne es (in jedem Fall) für sich zu 
beanspruchen. 


6. Die Grundsätze von 89 waren be- 
reits eine klare Kritik an der schon 
damaligen bundesdeutschen Realität 
‚ die uns wider Willen überkam. Es 
gibt keinen zwingenden Grund, diese 
Grundsätze eilfertig im Sinn aktueller 


Anpassung über Bord zu werfen 


7. Kompromiß und Integration sind 
Begriffe, die für kleine Gruppen (wie 
die 89er) ein sehr hohes Risiko bein- 
halten: Aufgabe grundsätzlicher Wer- 
te in einem großen erfolgreichen Chor 
halbwegs verwandter politischer 
Kräfte ohne erkennbaren Erfolg für 
die Gruppe. 

8. Der Zustrom neuer Kräfte (Perso- 
nen) in Parteien und Bewegungen, die 
demokratische, langfristige und ge- 
waltfreie Änderungen im Staat an- 
streben, ist zur Zeit nicht vorhanden. 
Politische Faulheit ist nicht nur bei 
den 89ern Mode. ® 


9. Die Kompetenz in Sachfragen ha- 
ben sich viele 89er durchaus zusätz- 
lich zur moralischen Glaubhaftigkeit 
erworben. Wir erwarteten jedoch 
nicht (weil wir naiv waren), daß die 
”Kompetenz” des Geldes, des neuen 
Filzes mitalten Personen und der drit- 
ten Garnitur westlicher Helfer heute 
einen höheren Stellenwert als Fakten- 
wissen besitzen kann. Die Mehrheit 
der Bürger erwartet und erhofft 
schnelle Besserung der persönlichen 
Lebenslage. Das zu versprechen, er- 
kannten die 89er als Unwahrheit. Gut 
so. 

10. Die PDS ist (möglicherweise im 
Gegensatz zu den 89ern) indenneuen 
Bundesländern "noch über eine län- 
gere Zeit nicht ignorierbare und aus- 
schaltbare politische Kraft.” Stimmt 
schon so weit. 

Die PDS hat viele Gedanken und Zie- 
le der 89er heute in ihrem Verkündi- 
gungsprogramm. Die PDS redet lau- 
ter als die 89er dies tun. Die PDS hat 
mehr Altparteienvermögen. Die 89er 
haben kein Altparteienvermögen und 
das Geld, was nach ‘89 zugeflossen 
ist, wurde manchmal mit viel Herz 
und wenig kühler Überlegung ausge- 
geben - na und war das so schlecht? 
Die PDS hat mehr und zahlungskräf- 
igere Mitläufer und Sympathisanten 
als die 89er. Sind das die Gründe für 
die 89er, diese Partei ganz besonders 
als Gesprächspartner zu beachten? 
11. Die 89er ziehen allerdings die 
Parallele von nicht bewältigter Nazi- 
Vergangenheit zur nicht aufgearbei- 
teten DDR-Geschichte. Insofern sind 
sie für diejenigen unbequem, die das 


Funktionieren deutscher Diktaturen 
(aus eigener Scham?) nicht begreifen 
wollen oder können. 


12. Die Perspektive der 89er kann 
sich nicht aus "pragmatischem Agie- 
ren” ergeben. Perspektiveistnichtdie 
Suche nach Kompromissenund Bünd- 
nissen, die zwangsläufig zur Nichter- 
kennbarkeit der 89er führen. Zukunft 
ist in jeglicher Hinsicht unabhängige 
öffentliche Meinungsäußerung, die 
durch persönlich glaubhaftes Enga- 
gement und Sachlichkeit Menschen 
überzeugen kann. 


Nachsatz: Natürlich wissen wir alle, 
welchen Stellenwert wir in der Ge- 
sellschaft heute einnehmen. Wir sind 
auch häufig müde, enttäuscht und 
‚ohne Zukunftsglauben. Wir sind zer- 
stritten und wirken nach außen oft 
sonderbar. Aber wir haben uns eben 
nicht eingepaßtin alles undjedes. Wir 
mischen uns ein in die neue Gesell- 
schaft. 
Das sollten wir auch weiterhin nicht 
aufgeben. 

09.10.95 
MARTIN HERTNECK 
Neues FoRUM FÜRSTENWALDE 


Betrifft: 
Politische Thesen des BKR 


(siehe Bulletin Nr. 40) | 
Folgende Ergänzung bzw. Ände- 
rung des 1. Absatzes aufS. 3 
schlage ich vor: 


Das NEUE FORUM erachtet im 
Schutz der Natur die Bewahrung un-. 
sererLebensgrundlagen. Genmanipu- 
lationen sind nach unserer Überzeu- 
gung unkontrollierbar und unbere- 
‚chenbar. Daher sind diese Manipula- 
tionen an Pflanze, Tier und Mensch - 
an allen Lebewesen - gesetzlich zu 
unterbinden. 

Schutz der Natur verlangt einen so- 
fortigen Stop der gegenwärtigen Pra- 
xis des unbegrenzten Landschafts- 
verbrauches für Industriegebiete und 
Wohnsiedlungen. Wir treten für die 
Rekonstruktion vorhandener Stand- 
orte ein, unabhängig von den anfal- 
lenden hohen Erneuerungskosten. 


30.08.95 
MARTIN HERINECK (S.0.) 


Nr. 41 Seite 26 


NEUES FORUM 
BULLETIN 


28.01.96 


Freispruch für Waffenexportgegner 


Letzter Prozeß wegen Schiffsbesetzung in Peenemünde 


"Deutsche UN-Diplomaten nannten 
die Auflösung der Bestände der frühe- 
renDDR-TruppenalsHauptgrund für 
das nach wie vor hohe deutsche Ex- 
portniveau bei Waffen.”, so steht es 
am 3. November 95 in der az unter 
der Überschrift: "Deutschland emeut 
zweitgrößter Waffenexporteur”: 

Am selben Tag fand im Amtsgericht 
Wolgast der Prozeß gegen Ulf Thä- 
melt und Holm Vogel wegen Sachbe- 
schädigung, Behinderung der Schif- 
fahrtswege und Landfriedensbruch 
statt. Ihnen wurde ein Schaden von 
DM 500.000 zur Last gelegt. Wäh- 
rend einer angemeldeten Demonstra- 
tion wurden ihre Personalien festge- 
stellt. Gleichzeitig wurden Pfingsten 
1993 im ehemaligen NV A-Marineha- 
fen Peenemünde 3 von 39 zum Ver- 
kauf an Indonesien vorgesehene 
Schiffe besetzt. Gegen die sieben 
Kriegsschiffbesetzer waren Ord- 
nungsstrafen verhängt worden. 


Der Prozeß gegen die beiden Dresde- 
ner Ulf und Holm endete mit einem 
Freispruch. Obwohl der schon einmal 
verschobene Prozeßtermin kurzfristig 
vorverlegt worden war, fanden sich 
etliche Demonstranten aus Berlin und 
Dresden ein. Die Peenemündeprozes- 
se gegen Timor und kein Trupp sind 
nun abgeschlossen. 

In Indonesien gehen derweil die Pro- 
teste gegen die Diktatur weiter. Hier 
brachte der Deal den Deutschland- 
Kennerund Technologieminister Ha- 
bibie in arge Bedrängnis. Das angeb- 
liche Schnäppchen von 20 Mio US- 
Dollar Kaufpreis für 39 Kriegsschiffe 


entwickelte sich zu einem Gesamt- 
umfang von 1,1 Mrd US-Dollar für 
Reparatur (eines der Schiffe geriet bei 
der Überführung in Seenot), Moder- 
nisierung, Überführung, Bewaffnung 
und Ausbildung der Besatzung. 

Im Zuge der öffentlichen Debatte über 
den Schiffs-Deal in Indonesien wur- 
den die Zeitschriften TEMPO, EDI- 
TOR und DETIK, vergleichbar mit 
SPIEGEL, ZEIT und FOCUS in 
Deutschland, verboten. Gegen meh- 
rereindonesische Teilnehmer der Pro- 
teste gegen den Staatsbesuch des Prä- 
sidenten Suharto in Deutschland im 
Frühjahr diesen Jahres stehen Prozes- 
se u.a. wegen versuchten Präsiden- 
tenmordes(!) an. 


Hätte der Runde Tisch beschlossen 
stattderelektronischen Stasidatenträ- 
ger die NVA-Waffen zu vernichten 
bzw. zu konversieren, wäre manches 
jetzt einfacher. Die meisten Waffen 
wurden nach Griechenland und in die 
Türkei geliefert, ungeachtet der sich 
zuspitzenden Situation in der Ägäis. 
Erst am 5. Oktober 95 wurde ein grie- 
chischer Kriegsdienstverweigerer zu 
4 Jahren Haft verurteilt, mit der Be- 
gründung, daß das Ausnahmegesetz 
über die ”Generalmobilmachung” 


.gelte. Beim Berufungsprozeß, der 


unter Teilnahme des grünen Europa- 
abgeordneten Wolfgang Ullmann 
stattfand, wurde dieses Urteil zwar in 
ein Jahr auf Bewährung umgewan- 
delt, zu Weihnachten flatterte Nikos 
Karanikas jedoch ein erneuter Einbe- 
rufungsbefehl auf den Tisch. 


MıchaEL BAEHR/GH 


kurz & knapp 


Kerze als Friedenssymbol 


Durch freien Bürgerwillen hat sich 
Erfurt 1991 zur Stadt des Friedens 
erklärt. Zur Schau gestellte militäri- 
sche Macht, wie der von der Bundes- 
wehr fürden9. Oktober geplante Gro- 
Be Zapfenstreich, widerspricht dem 
selbstgestellten Anspruch unserer 
Stadt. Wir wollen am 9. Oktober um 
20.15 Uhr aufdem Domplatz mit dem 
alten Symbol der brennenden Kerze 
einZeichen für Frieden und Gewaltlo- 
sigkeit setzen. 

05.10.1995 
KUNDISCH 
FÜR DEN STADTSPRECHERRAT 
DES NEUEN FORUM ERFURT 


Deserteursdenkmal 


Am 22. März 95 hatte auch die Frak- 
tion Grüne/Neues Forum im Erfurter 
Stadtparlament der Aufstellung eines 
Deserteursdenkmals zugestimmt. 
Nach mehreren Verhinderungsversu- 
chen wurde es am 1. September 95 
eingeweiht. 


Oder/Spree 


Thomas Schubert von der Kreistags- 
fraktion Neues Forum/Bündnis 90/ 
Die Grünen im Landkreis Oder Spree 
(Brandenburg) wirft der Mehrheit der 
‚Abgeordneten mangelnden politi- 
schen Entscheidungswillen vor. Von 
den eingebrachten Anträgen seiner 
Fraktion bezüglich Energiesparkon- 
zept, Einsetzung eines Energiespar- 
beauftragten, öffentlicher Personen- 
nahverkehr (ÖPNV) und Ökologisie- 
rung des Bürobedarfs war am Ende 
wenig übriggeblieben. 


nach Berliner Morgenpost vom 20.12.95 


Ehrenerklärung 


Ende November ‘95 gab Jochen Lä- 
Big eine Ehrenerklärung für Oliver 
Kloß ab. Läßig hatte im April ‘94 in 
der Leipziger Volkszeitung den 
Wahlantritt des NEUEN FORUM als 
Sabotage bezeichnet und Kloß Unter- 
schlagungen und trotzkistischen Ein- 
fluß unterstellt. 
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Sisyphos 


Erzählungen von Lutz Rathenow 


Es heißt schon was, wenn man im 
Aufbauprogramm eines neuen Ver- 
lagshauses vom Kaliber des soeben 
gegründeten Berlin Verlages neben 
der südafrikanischen Literaturnobel- 
preisträgerin Nadine Gordimer, der 
renommierten Kanadierin Margaret 
Atwood und dem russischen Avant- 
gardeliteraten Viktor Jerofejew und 
dem amerikanischen Soziologen Ri- 
chard Sennett vertreten ist. Es ist dem 
risikofreudigen Verlagschef Amulf 
Conradi (ehemals Geschäftsführer 
beim Fischer Verlag) hoch anzurech- 
nen, daß sein Verlagshaus am Prenz- 
lauer Berg auch jene Autoren nicht 
vergessen hat, die gerade aus dieser 
Ecke der deutschen Literaturland- 
schaft stammen. Lutz Rathenow zum 
Beispiel, Ex-DDR-Dissident und rüh- 
riger Wendezeitkommentator. 


Seinem soeben erschienenen Erzähl- 
band „Sisyphos“ ist beides anzuse- 
hen, die Verankerung im ehemaligen 
DDR-Staat und die gesamtdeutsche 
Perspektive nach der Wende. Satiren 
und Grotesken, schmerzvolle Erinne- 
rungen und humorvolle Beziehungs- 
kisten („Sie verfügte zwar über eine 
‚ansehnliche Oberweite, inihrem Kopf 
schien sich dies aber nicht vorteilhaft 
niederzuschlagen.“), das Nebenein- 
ander von Gewohnheit und Grauen, 
von leeren Phrasen und tiefen Emo- 
tionen, von Privatem und Politischem 
markieren unterschiedliche Versu- 
che, mit der Vergangenheit und Ge- 
genwart klar zu kommen. 


Da geistert ein Mann mit einem Beil 
im Kopf und einem in der Handdurch 
die Träume eines DDR-Schülers, der 
in dem Hackebeilmonster bald seinen 
Klassenlehrer erkennt. Jetzt weiß er: 
„So sieht eine gespaltene Persönlich- 
keit aus.“ Schauspieler würde er ger- 
ne werden, in einem Western, der in 
der Schule spielt, ein Lehrer für Leh- 
rerim fairen Duell umlegen. Doch das 
sindnur Wunschträume. „Indianer ha- 
ben den Marterpfahl, er den Schul- 
weg.“ 

Oder wir lesen von Paul,derjede freie 


Minute ans Meer fährt, um endlich 
mal eine Flaschenpost zu finden, in 
der Erwartung, jener Tag würde sein 
Leben ändern. Als er dann fündig 


wird, rät ihm die Zettelbotschaft, 


künftig jeden Strand zu meiden. Er 
reist fortan in die Berge. Oder wir 
erfahren von einem Jungen, dem es 
Spaß machtaufseinem rot-schwarzen 
Fahrrad („Rot-Schwarz, Kommunis- 
mus plus Anarchie“) gegen die vorge- 
schriebene Richtung zu fahren. 

Es geht in dem Erzählband vor allem 
um die kleinen Rebellionen im Kopf 
und im Alltag, ums Aufbegehren und 
Resignieren und um all die unlösba- 
ren Kalamitäten, die unser Leben so 
beschwerlich machen können. Man- 
che der Kurzgeschichten erinnern in 
Stil und Duktus an die lakonischen 
Nachkriegsgeschichten eines Wolf- 
gang Borchert, andere lassen an die 
„lieblosen Legenden“ eines Wolf- 
gang Hildesheimer denken, etwa 
wenn es darum geht, daß das Aufset- 
zen eines einschlägigen „Zentralor- 
‚gans“ (man denke ans „Neue Deutsch- 
land“) in mützenähnlicher Form zum 
Unsichtbarwerden seiner Träger 
führt. 

„Immer größere Teile der Bevölke- 
rung verschwanden.“ Eine unvorher- 
sehbare VerwirrungistdieFolge. „An 
der Jenaer und Hallenser Universität 
besetzte je eine Gruppe unsichtbarer 
Studenten das Rektorat, was zu Ver- 
wistungen im Aktenbestand führte“, 
bis sich die Regierung entschließt, 
das Erscheinen aller Presse- und 
Druckerzeugnisse einzustellen. Auch 
eine Lösung des Presseproblems in 
einer Diktatur. 


Ähnlich skurril die Erzählung „Histo- 
rie“, handelnd in einem „Land, wo 
das Gesetz vorschreibt, der Kopfbe- 
deckung des Staatshöchsten seine 
Ehrerbietung zu erweisen“, was zu 
furchtbaren Verwechslungen führt, 
als dieser ranghöchste Regierende 
selbst - natürlich ohne zu grüßen - 
seine Kopfbedeckung passieren 
möchte. Das „leidenschaftliche En- 


gagement des Volkes für die Würde 
des Höchsten“ wirdihm fast zum Ver- 
‚hängnis. 

Doch auch die Zeit nach der Wende 
hat so ihre Tücken, etwa wenn man 
feststellen muß, daß das neue Erdgas 
sehr spät erst betäubt und für Selbst- 
morde ganz ungeeignet ist, oder wenn 
Großmutter sich weigert, angesichts 
der Abrißbirne ihr Zimmer zu räu- 
men. „Ich habe zwei Kriege über- 
lebt“, da wird sie auch das überleben. 
Zum Schluß dann noch eine absurde 
Lektion im „töten lernen“. Der Ich- 
Erzähler erschießt einen befreunde- 
ten Streetworker, weil dieserihnnnicht 
bei der Stasi verpfiffen hat. Er nahm 
es ihm übel, daß er ihn in der Anony- 
mität belassen hat. 


Für Rathenow sind Perversionen „die 
normale Art, auf den alltäglichen 
Wahnsinn zureagieren“. Die meisten 
der 27 Geschichten enden deshalb 
auch wenig tröstlich. Auch Sisyphos 
mit dem Stein hat es da nicht ganz 
leicht. Er träumt in der Titelgeschich- 
te von einer Zelle. „Schön klein soll 
sie sein. Hineinsperren solle man ihn. 
Da paßt der Stein nicht mit rein.“ 


BERND Ocan 


Die gewerkschaftsnahe Hans-Böck- 
ler-Stiftung unterstützte das Buch und 
seine Verbreitung unter Jugendlichen. 
Eine konservative Stiftung wird es 
1996 mit einem Literaturpreis würdi- 
‚gen. Diese Widersprüche bei der Auf- 
nahme seiner Texte begleiten Rathe- 
now nun ein Schriftstellerleben lang. 
Sie sind typisch für die Schwierigkei- 
ten eines Intellektuellen, sich ins po- 
litische Koordinatensystem der Bun- 
desrepublik einzuordnen. Seine Prosa 
lebt von der Spannung zwischen tra- 
ditionellem Erzählen und spieleri- 
scher Erkundung neuer Möglichkei- 
ten der kurzen Form. Wie weit beides 
in der geplanten Autobiografie zu- 
sammenfinden wird, bleibt abzuwar- 
ten. 

UDo SCHEER 


Lutz Rathenow: „Sisyphos“. Erzählungen, Berlin Verlag, 1995, 160 Seiten, 32 DM 
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Gewaltfreie Aktion, Ziviler Ungehor- 
sam, ... das sind Begriffe, die in der 
deutschen Öffentlichkeit immer noch 
mehr mit Mahatma Gandhi oder Mar- 
tin Luther King in Verbindung ge- 
bracht werden, als mit relevanten po- 
litischen Bewegungen in eigenen 
Land. 


Blockaden oder Platzbesetzungen 
werden zwar wahrgenommen, aber 
wie solche Aktionen zustande kom- 
men, wer die Akteure sind, welches 
Selbstverständnis diesehaben und auf 
welchen Traditionen sie aufbauen..., 
all das bleibt ausgeklammert. Das hat 
viel mit den Mediengewohnheiten zu 
tun. Aber kaum verständlich ist, daß 
auch die gewaltfreie Bewegung in der 
BRD selbst von ihrer Geschichte we- 
nig weiß. 
Dabei nahmen die Anhänger der ge- 
waltfreien direkten Aktion inden letz- 
ten 25 Jahren spürbar Einfluß auf die 
Kampagnenplanung und Aktionsfor- 
men der Ökologie- und Friedensbe- 
wegung. 
Zu selten wird innerhalb der Bewe- 
gung auch über deren strukturelle 
Schwächen nachgedacht. So manches 
könnte aus früheren Erfahrungen und 
im Vergleich mit anderen Ländern 
gelernt werden. 
Den Defizitenin der Verarbeitung der 
Erfahrungen will das Hamburger 
„ARCHIV AKTIV - Auswertungen 
und Anregungen - für gewaltfreie 
Bewegungen“ auf verschiedene Wei- 
se begegnen: 
Im Archiv Aktiv werden Materialien 
aus gewaltfrei orientierten Neuen So- 
zialen Bewegungen gesammelt, auf- 
bereitet und zur Nutzung für Aktive 
aus der gewaltfreien Bewegung sowie 
für Studenten, JournalistInnen usw. 
bereitgehalten. 
Aktivssoll das Material in Zusammen- 
arbeitmit den NutzerInnenausgewer- 
tet und zueinem „aktiven Gedächtnis 
der Bewegung“ zugunsten von not- 
wendigem gewaltfreien Handeln ge- 
macht werden. 
Dies geschieht u.a. in der Organisati- 
on von Begegnungen zwischen ehe- 


Archiv Aktiv 


maligen Aktiven sowie zwischen frü- 
her Aktiven und heutigen AktivistIn- 
nen, um gemeinsam Erfahrungen auf- 
zuarbeiten und weiterzugeben. Die 
im Archiv lagernden Dokumente die- 
nen als Basismaterial zur Vorberei- 
tung und Ergänzung der Begegnungs- 
und Bildungsarbeit. 
Schwerpunktmäßig wird derzeit das 
Thema „Entwicklung der gewaltfrei- 
en Bewegung zwischen 1945 und 
1968“ aufgearbeitet. Weitere zeitge- 
schichtliche Projekte warten darauf, 
daß sich aktive Interessenten zusam- 
menfinden, 

Eine andere Form, Erfahrungen zu 
vermitteln, sind Seminarreisen z.B. 
nach Gorleben oder auf den südfran- 
zösischen Larzac (Beispiel dererfolg- 
reichen Verhinderungeines Truppen- 
übungsplatzes), wo vor Ort Gesprä- 
che mit Menschen geführt werden, 
die intensiv gewaltfreien Widerstand 
‚geleistet haben. 


Das Archiv Aktiv sucht freie Mitar- 
beiterInnen, um noch wirksamer der 
gewaltfreien Bewegung nützen zu 
können. 


Was sammelt das ARCHIV 
AKTIV? 


Zeitschriften, Broschüren, interne 
Rundbriefe, Flugblätter und Unterla- 
gen zu Kampagnen und Aktionen 
gewaltfreier Gruppierungen der 
Ökologie- und Friedensbewegung in 
(West)- Deutschland nach 1945, 
aber auch im Ausland (insbesondere 
War Resisters International und Inter- 
nationaler Versöhnungsbund). 


Die Materialienstammen u.a. aus dem 
Nachlaß von Trude Westhoff, und 
dokumentieren ein breites Spektrum 
der Friedens- und Umweltbewegung 
in den 50er und 60er Jahren. Die Ent- 
wicklung gewaltfreier Theorie und 
Praxis im Zeitraum 1945-68 wird 
durch Zeitzeugeninterviews und Re- 
cherchen ergänzt. 


Ein weiterer Teil des Bestandes 
stammt aus der Begleitung gewalt- 
freier Initiativen seit 1965 durch 
Wolfgang Hertle. Dazu gehören u.a. 


Unterlagen aus den Jahren vor und 
nach Gründung der Zeitschrift „gras- 
wurzelrevolution“ (1972 in Augs- 
burg), den Kampagnen der ersten Jah- 
re im Umfeld der GWR (z.B. für die 
spanischen Kriegsdienstverweigerer, 
gegendie französischen Atomtestsim 
Pazifik, zugunsten der kalifornischen 
Farmarbeiter, Stromzahlungsboy- 
kott) und der Beteiligung gewaltfrei- 
er Gruppen an der Anti-AKW-Bewe- 
gung von Wyhl über Brokdorf bis 
Gorleben. 


Die Entwicklung der Infrastruktur der 
gewaltfreien Aktionsgruppen seit 
1969 wird weiter ergänzt durch Un- 
terlagen der „Graswurzelwerkstatt“ 
(ab 1974) und der Föderation Gewalt- 
freier Aktionsgruppen (ab 1980). 
Der Beitrag gewaltfreier Gruppen zur 
Friedensbewegung der 80er Jahre 
wird deutlich in den Materialien der 
„Koordinationsstelle Ziviler Unge- 
horsam“, die Dieter Schöffmann ein- 
brachte. Daneben gibt es zahlreiche 
weitere Dossiers zu Kampagnen und 
standortbezogenem Widerstand, z.B. 
Hunsrück, Mutlangen, internationale 
gewaltfreie Märsche, Steuerverwei- 
gerung, Totalverweigerung usw.. Zu 
erwähnen ist auch das Material aus 
der Arbeit von Trainingskollektiven 
und Bildungseinrichtungen der ge- 
waltfreien Bewegung. 

Die Sammlung konzentriert sich auf 
eigenständige gewaltfreie Aktions- 
gruppen bzw. auf Strömungen inner- 
halb größerer pazifistischerbzw. Um- 
weltschutzverbände (wie DFG-VK, 
Versöhnungsbund, Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU) usw. in ihren Bemühungen, 
Theorie und Methoden des gewalt- 


. freien Widerstandes zu vermitteln und 


die Praxis direkter gewaltfreier Akti- 
on sowie den Zivilen Ungehorsam zu 
fördern. 

Weitere Infos zur Archivarbeit wer- 
den gegen DM 3,- in Briefmarken 
zugesandt: 

Archiv Aktiv, Sternschanze 1, 
20357 Hamburg, Tel.: 040/4302046 


WoırsanG HERTLE 
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Stasi-Rechtsanwälte und die 
deutsche Erbsünde 


Der schlimmste Feind 
im ganzen Land 
ist und bleibt der Denunziant 


Es ist schon lange her, daß solche Worte Geltung hatten. 


Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, Spitzel sind nun salonfähig. 
Spitzel können Anwalt des Rechts werden, wenn sie nicht gegen das Menschen- 
recht verstoßen haben.. 

Hier müssen sich die Verfassungsrichter und der Rechtsstaat hinterfragen 
lassen, ob nicht in diesem Falle ebenso wie überhaupt im Umgang mit 
Verantwortlichen für das Unrecht in DDR-Zeiten die Gerechtigkeit ins Gegen- 
teil verkehrt werden soll. 

Vertuschen-Verdrängen-Vergessen! 

Es ist ein gutes Beispiel dafür, daß man in diesem Lande unfähig ist, über die 
Wurzeln deutschen Übels nachzudenken, geschweige denn in emsthaften 
Auseinandersetzungen darüber ins Gespräch zu kommen. Wie nach 1945, so 
zeichnet sich auch gegenwärtig wieder dieses gesamtgesellschaftliche Phäno- 
men immer deutlicher ab. Ich möchte es die deutsche Erbsünde nennen. 


Es istnahezu rührend mit welcher Liebe und Fürsorge man sich der Schuldigen 
annimmt. Spitzel können nun auch indie Parteien eintreten, die CDU einbegrif- 
fen, ohne es “ihnen nachzutragen”. Nun finden sich z.B. der Oberdissident 
Eppelmann undder IM Günther Engel als Parteifreunde friedlich “versöhnt und 
vereint” wieder. 

Die Geschundenen und Verfolgten, die “Schindlers und ihre Listen” dagegen 
werden unter den Teppich der Geschichte gekehrt. 

Oder geschieht das alles nur aus Angst? Angst vor dem Herrschaftswissen der 
einst Mächtigen und ihrer IM-Helfer? Angst vor der Aufdeckung von Wahrhei- 
ten über Geschäftemacherei von erbärmlichem Krämerseelengeist im deutsch- 
deutschen Getriebe. Angst, die Einheit zu gefährden, wenn man die Schuldigen 
nicht hofiert? Sie werden trotzdem weiter machen, nun vom Rechtsstaat 
gedeckt. Die Katze 14ßt das Mausen nicht! 

Der moralische Verfall in diesem Lande, ein nie gekanntes Ausmaß an 
gesellschaftlicher Korruptheit, steigende kriminelle Methoden der Geldgewin- 
nung, die Teilung der Gesellschaft in arm und reich mit erschreckend steigen- 
der Arbeitslosigkeit, bilden den Nährboden für jede Form von Extremismus, 
einschließlich der alten zerstörerischen Kräfte von rechts und links. 

In einer Gesellschaft, die keine Skrupel und keine Werte mehr kennt, außer die 
des Mammons, wird Justitia zwangsläufig zum Krüppel, verkümmert jedes 
Empfinden für recht und Unrecht. 

Wer so entscheidet wie das Bundesverfassungsgericht und die Justiz in diesem 
und in so vielen anderen Fällen von Unrecht und Schuld, gefährdet die 
Verfassung selbst, hat vergessen, daß jemand, der seine Mitmenschen bespit- 
zelt, um sie zu verraten und auszuliefern, aus welchen Gründen und zu welchem 
Zweck auch immer, grundsätzlich das Menschenrecht und die Würde des 
Menschen verletzt und mit Füßen tritt. 


WOLFGANG JANISCH 
(Berun) . 


FWTV- 
Spendengelder 


Der 1986 in der DDR gegründete 
Freundeskreis Wehrdiensttotalver- 
weigerer (FWTV), hatte sich nach 
der Wende, bei einem Familientref- 
fen in Braunsdorf 1991, aufgelöst. 
Über die auf dem Spendenkono be- 
findlichen 3.600 Mark sollte später 
entschieden werden. Dies erfolgte 
nun Ende November 1995: 2.000 
Mark davon gehen an die Braun- 
schweiger Totalverweigererinitiati- 
ve, da diese in den letzten Jahren zu 
DER kompetenten Anlaufstelle für 
Totalverweigerer wurde. 1000 Mark 
werden über die Gruppe „gewaltlos 
leben“ für die Unterstützung serbi- 
scher Kriegsdienstverweigerer zur 
Verfügung gestellt. Die restlichen 
‚600 Mark erhält die Zentralstelle für 
Recht und Schutz der Kriegsdienst- 
verweigerer aus Gewissensgründen 
in Bremen, 

Gegen den vielleicht letzten schon 
zu DDR-Zeiten aktiven Totalverwei- 
gerer, den jetzigen Geschäftsführer 
des ADFC Potsdam, Volker Wie- 
dersberg, wird am 8. Februar in Pots- 
dam prozessiert. (Siehe Termine). 
Übrigens wird in diesen Tagen gegen 
den „Verteidiger“ vieler DDR-To- 
talverweigerer, Wolfgang Schnur, 
wegen Mandantenverrats verhandelt. 
Schnur leistete unter den Deckna- 
men „Ralf Schirmer“ und „Torsten“ 
als Inoffizieller Mitarbeiter Spitzel- 
dienste für das MfS. 

‚Am 30. Januar 1996 wird Freya Klier 
vor dem Landgericht Berlin aussa- 
gen. Dabei geht es um die Stasikon- 
takte von Schnur, der damals ihr An- 
walt war, nach ihrer Verhaftung in 
Folge der Luxemburg/Liebknecht- 
Demo 1988. 


GEROLD HILDEBRAND 
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02.-04.02. Berlin, „Verstörte Gewis- 
sen - beschädigte Seelen“, Die Kin- 
der- und Jugendpsychologie des MfS 
und ihre Folgen, Tagung im Haus der 
Kirche, Goethestr. 26-30, 10625 Ber- 
lin, Beginn Freitag 17 Uhr, Ende 
Sonntag 16 Uhr. Samstag, 03.02. 
19.30 Uhr Wolf Biermann - Konzert. 
Anmeldung: Gundula Fienbork, 
Heinrich-Böll-Stiftung, Fon 030-20 
16 52 77. 

08.02. Berlin-Mitte, 20 Uhr: Buch- 
vorstellung der Robert-Havemann- 
Gesellschaft. Die Herausgeber Silvia 
Müller und Bernd Florath stellen die 
Neuerscheinung vor: “Die Entlassung. 
Robert Ha ın und die Akademie der 
Wissenschaften der DDR 1965/66”, 
Haus der Demokratie, Robert-Have- 
mann-Saal, Friedrichstr. 165. 
09.-11.02. Sindelfingen Regional- 
Treffen Süd der totalen KDV. Kon- 
takt: DFG-VK Frankfurt/M., Vogels- 
bergstr. 17, 60316 Frankfurt/M., Fon 
(069) 49 80 394, Fax (069) 49 90 007 
13.02. Berlin-Lichtenberg, 16 Uhr: 
Buchlesung ”Akten-Einsicht” mit 
Autor Karl-Wilhelm Fricke, HELP 
Ruschestr. 59, Haus 1. 

14.02. Berlin-Mitte, 19.30 Uhr: Ver- 
anstaltung des Berliner Landesbeauf- 
tragten für die Stasiunterlagen, Haus 
der Demokratie, Friedrichstr. 165. 
22.02. Berlin-Prenzlauer Berg, 19 
‚Uhr: ”Die Reihen fest geschlossen” - 
”daß es nur so kracht”, Bernd Juds 
vergleicht Soldatenlieder der NVA 
mit denen der Bundeswehr, Veran- 
stalter: Bürgerkomitee "15. Januar”. 
Ort: Kulturbrauerei/Galerie Alte 
Schlosserei, Knaackstr. 97. 


23.02. Frankfur/Main Veranstaltung 
„Deserteure zurück nach Bosnien ?!“ 
in: Dezentral, Wittelsbacher Allee 45, 
19.30 Uhr. Kontakt: DFG-VK Hes- 
sen, Vogelsbergstr. 17, 60316 Frank- 
fur/’Main, Fon (0 69) 43 1440, Fax (0 
69) 49 90 007. 

01.-03.3. Halle Jahrestagung „Steuer 
zu Pflugscharen“. Kontakt: S. Neu- 
mann, Wagnerstr. 20, 06114 Halle. 
18.-20.03. Loccum Internationales 
Werkstattgespräch „Aufbau und Qua- 
lifizierung von Streitschlichtungs- 
kräften“. Kontakt: Evangelische Aka- 
demie, Jörg Calließ, Postfach 21 58, 
31545 Rehburg-Loccum, Fon (0 57 
66) 81-0, Fax (0 57 66) 81-128. 
25.-29.03. Minsk (Belarus) III. Inter- 
nationaler Kongreß „Die Welt nach 
Tschernobyl“. Kontakt: „Den Kin- 
dern von Tschemobyl, ul. Starovi- 
lenskaja 14, 220029 Minsk, Belarus, 
Fon (00 375) 172 34-12 35, Fax (00 
375) 172 34-34 58. 

06.-08.04. bundesweit Ostermarsch. 
1) FREIe HEIDe Wittstock-Ruppin, 
2) 6.-8.4.: Leipzig-Jena-Erfurt (mit 
dem Fahrrad) 3) 6.4.: Duisburg-Ober- 
‚hausen (zu Fuß), 7.4.: Essen-Bochum 
(per Rad), 8.4.: Bochum-Dortmund 
(zu Fuß). B 
19.-21.04. Berlin Internationaler 
Kongreß „10 jahre Tschemobyl-Eine 
aktuelle Bilanz der Folgen“. Charite 
Berlin. Kontakt: IPPNW, Körtestr. 10, 
10967 Berlin, Fon (030) 20 711-20, 
Fax (030) 20 711-29. 

26.-27.04. bundesweit Solidaritätsta- 
ge zu „lO Jahre Atomkatastrophe 


Tschernobyl“ mit regionalen Demon- 
strationen (AKW Krümmelin Schles- 
wig-Holstein, Atommüll-Endlager in 
Morsleben (Sachsen-Anhalt), geplan- 
te Atommüll-Lager Ahaus (NRW), 
AKW Biblis (Hessen), Freiburg/Fes- 
senheim (Dreyeckland), Siemens 
Konzern-Zentrale München, atomar- 
militärische Forschungsreaktor Gar- 
ching (bei München) sowie vielen 
örtlichen Veranstaltungen. 
08.-15.05. Aktionswoche der DFG- 
VK „Für eine Bundesrepublik ohne 
Armee (BoA)“. Kontakt: DFG-VK 
München, Fon (089) 83 42 693. 
15.05. weltweit Internationaler Tag 
der Kriegsdienstverweigerer. Focus: 
Asyl für Deserteure. 

13.-16.06. Erfurt Ökumenische Ver- 
sammlung „Versöhnung suchen - Le- 
ben gewinnen“. Kontakt: AG Christ- 
licher Kirchen in Deutschland (ACK), 
Postfach 10 17 62, 60017 Frankfurt/ 
Main, Fon (069) 28 93 47. 
14.-16.06. Bundestreffen der Födera- 
tion Gewaltfreier Aktionsgruppen 
(FöGA). Kontakt: FöGA, Scharmn- 
horststr. 6, 50733 Köln, Fon (02 21) 
76 58 42, Fax (02 21) 7658 89. 
18.-23.06. Jena, Werkstattwoche der 
JG-Stadtmitte zu ihrem 25jährigen 
Bestehen. 

06.07. Frankfurt/Main Festival:75 
Jahre War Resisters’ International, 25 
Jahre SOIZDL und 15 Jahre ICOM. 
Titania, Basaltstr., (Bockenheim). 
Veranstalterinnen: DFG-VK Hessen, 
DFG-VK Frankfurt und SOGZDL. 


Am 4. Februar 12.30 Uhr wird der Initativkreis “Gerechtigkeit für 
Dietrich Bonhoeffer” am Gebäude des 5. Strafsenats des BGH, Witz- 
lebenstr. 4, 14057 Berlin, folgende Tafel anbringen: 
Zum Gedenken an den christlichen Widerstandskämpfer 
Dietrich Bonhoeffer. 
Seine Tötung am 9. April 1945, angeordnet durch ein SS- 
Gericht’ im Konzentrationslager Flossenbürg. wurde vom 
Bundesgerichtshof 1956 bestätigt - als Ausdruck des 
Rechts des NS-Staates auf Selbstbehauptung. 
Dem Initativkreis “Gerechtigkeit für Dietrich Bonhoeffer” gehören 
an: Bärbel Bohley, Ulrike Poppe, Stephan Hilsberg, Martin Gutzeit, 
Rudi Pahnke, Katja Havemann. Weitere Personen haben sich den 
Forderungen der 4nitiative angeschlossen. 
Kontakt: Robert-Havemann-Gesellschaft, Schliemannsır. 23, 10437 
Berlin, Fon (030) 44650303, Fax (030) 44650305 
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Offene Mitgliederversammlungen 
12.02. und 11.03.96 jeweils 19 Uhr im 
Haus der Demokratie, Friedrichstr 
165, 10117 Berlin. 

30.01. Kirche in Litauen - Konserva- 
üve Traditionen im Wandel? Refe- 
rent: Vydas Dolinskas (Historiker, 
Vilnius) 

31.01. Orthodoxie vs. Moderne - Die 
Serbische Orthodoxe Kirche in der 
Gegenwart. Referent: Dr. Miloje Mi- 
licevic (Yuk Karadzic - Gebrüder 
Grimm e.V. - Serbisch-Deutsche Ge- 
sellschaft, Berlin) 
SÜDOSTEUROPA - AKTUELL 


02.02. Istrien im Spannungsfeld zwi- 
schen Nationalismus und Realismus. 
Referent: Jens Eberhard Jahn (Histo- 
riker, Heidelberg) 

OSTEUROPA - HEUTE 

27.02. Polen nach den Präsident- 
schaftswahlen - Kontinuität in der 
‚Außenpolitik? Referent: W. Paniow- 
ski (Journalist, Berlin) 
21.03. Litauen - eine junge Republik 
auf der Suche nach westeuropäischer 
Integration. Referent: Dr. JuozasGal- 
ginaitis (Leiter der Außenstelle Ber- 
lin der litauischen Botschaft) 


ROBERT-HAVEMANN-GESELLSCHAFT 
FORSCHUNGSGRUPPE OSTEUROPA 


14.02. Antisemitismus in der polni- 
schen Opposition bis 1989 
Referentin: Beate Kosmala (Histori- 
kerin, TU Berlin, Zentrum für Antise- 
mitismusforschung) . 

Die Veranstaltungen finden im Haus 
der Demokratie, Friedrichstr 165, 
10117 Berlin statt und beginnen um 
19.30 Uhr. Koordination/Moderation: 
Detlef W. Stein 

Fon/Fax: (030) 993 93 16. 


Buchtip 

Edwin Kratschmer (Hg.), "Dem Erin- 
nerneine Chance”, Die Jenaer Poetik- 
Vorlesungen "Zur Beförderung der 
Humanität” in den Jahren 1993/94, 
192 Seiten, 12,-DM (zzgl. Versand- 
kosten) 

Heinrich-Böll-Stiftung e.V, Haus der 
Demokratie, Friedrichstr. 165, 10117 
Berlin, Fon/Fax (030) 229 28 38 


OFFENe HEIDe 


Prozeßtermine gegen Totale 
Kriegsdienstverweigerer: 


Volker Wiedersberg, 08.02.96, 10 
Uhr, AG Potsdam, Hegelallee 8, ab 8 
Uhr nichwmilitärisches Frübstück in 
der Gerichtskantine. Der jetzige Ge- 
schäftsführer des ADFC in Potsdam 
hatte schon zu DDR-Zeiten verwei- 
gert. Zudem hatte er sich an der Kon- 
trolle der DDR-Kommunalwahlen im 
Mai 1989 beteiligt und in der Wende- 
zeit bei der Stasi-Auflösung mitge- 
wirkt. 


Michael Rösner, 22.02.96, 12 Uhr, 
AG Minden, Königswall 8. 


Sven Kiebler, 07.03.96, 13.30 Uhr, 
LG Münster, Raum A 01, Nachfra- 
gen: Fon (02534) 8204 (Sven). 


An jedem ersten Sontag im Monat gehen wir in die 
Colbiz.Letzlinger Heide, 
Wir nehmen sie damit Stück für Stück symbolisch in 
Benitz und erfüllen sie mit friedlichem Leben. 


04.02. Protestwanderung in die Col- 
bitz-Letzlinger Heide, 14 Uhr ab 
Steinberge bei Dolle an der B 189 


Beratung zur 
KRIEGSDIENST- 
VERWEIGERUNG: 


AG Kain Zwang 
c/o Neues Forum 
Rosa-Luxemburg-Str. 
19, 10178 Berlin-Mitte, 
Fon (030) 2477261 
Mo 18 - 20 Uhr 


GEGEN DIE VERDRÄNGUNG. IM EIGENEN KOPF 


Ein heiteres Schlachten alter Tabus aus Anlaß des 
5. Jahrestages der Großen Nichtsozialisischen 
Oktoberrevolution ("Wende") 


READER ZUR KONFERENZ LINKSOPPOSITIONELLER 
DDR-KRITIKER IM HAUS DER DEMOKRATIE 


Herausgeber/Bezug: Matthios-Domaschk-Archiv in dor Robert-Havemann- 
Gesellschaft e.V., Schliemannstr. 23, 10437 Berlin, fax: [030) 4464844 
Spende zum Selbstkostenpreis: 5,- DM 
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Adress 


Landesgeschäftsstellen: 


NEUES FORUM Berlin 
Rosa-Luxemburg-Straße 19 
10178 Berlin-Mitte 

fon (030) 

fon/fax: (030) 247 72 61 
di-do 14 - 17 Uhr 


NEUES FORUM Brandenburg 


GF: Werner Stremlow NEUES FORUM 


Friedrichstraße 165 » 
10117 Berlin Bundesgeschäftsstelle 
fon: (030) 229 23 17 Friedrichstraße 165 

fax: (030) 229 12 13 10117 Berlin 


fon: (030) 229 24 12 


NEUES FORUM Sachsen : 
Heinrich-Schütz-Str. 5 fax: (030) 229 12 13 
‚ 01277 Dresden 
fon: (0351) 441 1172(Di 18-20 Uhr) 
fax: (0351) 4416187 (nur manuell 


nach Anruf möglich) 


= 


R 
en 


NEUES FORUM Sachsen-Anhalt 
GF: Sabine Wolff 

Große Klausstraße 11 

06108 Halle 

fon/fax: (0345) 20 24 686 


NEUES FORUM 
Mecklenburg-Vorpommern 
H.d.D. Gerberbruch 13a-15 
18055 Rostock 

fon: (0381) 490 24 06 

fax: (0381) 490 24 05 


NEUES FORUM Thüringen 
GF: Gudrun Berg 

Bergstr. 23 

99089 Erfurt 

fon: (0361) 21 10 114 

fax: (0361) 21 18 123 


GF = Geschäftsführer/in 


Bundesforum vom 26.04.-28.04.96 in 


Ruhlsdorf 


WIE KOMME ICH NACH RUHLSDORF? 
Ruhlsdorf liegt ca. 20 km nordöstlich von Berlin. 


mir. dem Auro: 

ab Berlin aufder A 11 Richtung Prenzlau bis zur Abfahrt Lanke/Prenden, 
weiter auf der Landstraße Richtung Prenden, von dort Richtung Ruhls- 
dorf, in Ruhlsdorf zunächst rechts in Richtung Sophienstädt abbiegen, 
dann nach links abbiegen zum Feriendorf Dorado (Eisenbuder Weg 2) 
In Ruhlsdorf werden wir die Strecke ausschildern (Augen auf nach dem 
FORUM-Regenbogen!!) 

mit. der Bahn. 

zunächst nach Berlin, dann mit der S-Bahn bis Bernau (Endstation), dort 
werdet Ihr abgeholt (Achtung!!! Wer mit der Bahn anreist, muß das 
unbedingt auf dem Anmeldeformularangeben und sich vorhertelefonisch 
in der Bundesgeschäftsstelle melden.) 


mit dem Schiff: 

auf dem Oder-Havel-Kanal bis Marienwerder, von dort weiter auf dem 
Priegnitzfließ (Achtung: Tiefgang beachten!) bis zum Eisenbuder See, 
von dort 2 km zu Fuß Richtung West-Nordwest 


Anmeldungen bitıe bis zum 25.02.96 (Poststempel) an die 
Bundesgeschäftsstelle schicken! 


Spenden 


bitte auf das 


Konto NE > FORUM 
Kontonummer: 438 2386 600 
Berliner Bank AG 

100 200.00 


Verwendungszweck: Spende/Bulletin 
Erwartete Spende für ein BULLETIN: 
3,- DM 


